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ris, 29. Jan. Die Dre der Konferenz hat um
1 Uhr 15 Minuten begonnen. Die militäriſchen, maritimen
ind leiſtet en ſind anweſend, außerdem der
ranzöfiſche Kriege miniſter Barthou. Es ſoll über die Ent-
haffnungs- und Reparationsfrage verhandelt werden. Vor
r Konſerenz hatten Lloyd George, Lord Curzon und Lord

'Abernon mit dem Miniſterpräſidenten Briand eine private
Interhaltung von 20 Minuten Dauer.

Paris, 29. Jan. Ueber den ferneren Jnhalt des Ent-
purfs, den der Ausſchuß heute nachts ausgearbeitet hat,
r von der Konferenz beauftragt war, für die Löſung derteparationsfrage Vorſchläge zu machen, berichtet heute der

ylomatiſche Mitarbeiter der Havas-Agentur: Das vorge-
hene Zahlungsſyſtem umfaßt 42 Jahreszahlungen. Vom
Mai 1921 ab ſollen zwei Jahre hindurch je zwei Milliar-
n Goldmark gezahlt werden, in den drei Jahren
drei, vier und fünf Milliarden und für den Reſt der Jahre

echs Milliarden. Die Geſamtſumme, die verlangt wird, be
rägt alſo 226 Milliarden Goldmark. Für die Dauer von
2 Jahren ſoll Deut 12 Prozent vom Werte ſeiner

ſache, da lusſuhr bezahlen. eſen Betrag ſoll die Reparations-
tändnis n ommiſſion erheben. Deutſchland wird für Vorauszahlung
derung In den erſten zwei Jahren ein Diskont von 8 Prozent, für
türlich ſie zwei nächſten ein ſolcher von 6 Prozent und ſür den Reſt
Fory er Jahre von 5 Prozent bewilligt werden. Als Sicherheit

ir die a ſenegen ſollen die deutſchen Zolleinnahmen dienen.
ventuell ſollen neue oder höhere Taxen verlangt werden.
lußerdem war das Recht vorbehalten, noch andere Weg
en zu treffen, wenn das Ergebnis der vorgeſehenen Moß
ahmen als nicht genügend erkannt würde. Die Repara-
ionskommiſſion wird das Recht erhalten, jede auswärtige
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Abkommens feſtzuſtellen, bald wieder zuſammentreten.
erner wird vorgeſchlagen, daß die alliierten Miniſter mit
en deutſchen Miniſtern nicht, wie vorgeſehen, in Genf, ſon
ern Ende Februar nach Beendigung der Konferenz über die
drientfrage in London zuſammentreten ſoll.

Paris, 29. Jan. „Oeuvpre“ berichtet im Gegenſatz zu
llen anderen Blättern, geſtern abend 11 Uhr ſei ein Kom-
romiß, das Miniſter Loucheur v ange
ommen worden, in dem eine 12 prozentige Abgabe auf
en Ueberſchuß des deutſchen Exports vorgeſehen ſei. Das
latt fügt hinzu, daß ſich die Abgabe auf den Ueberſchuß
icht auf die Geſamtheit des deutſchen Exports beziehe.
doumer habe vorgeſchlagen, man ſolle Deutſchland den ge
amten Nutzen ſeiner Ausfuhr belaſſen, damit es ſeine Ein
uhr bezahlen könne.
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Paris, 29. Jan. Die Konferenz iſt heute kurz vor 6 Uhr
eſchloſſen worden. Nach einer Meldung der Havas-Agentur
t auch das Protokoll über die Abmachung in der Repara-
onsfrage um 5 Uhr unterzeichnet worden. Die Beſchlüſſe

dllen morgen der deutſchen Regierung notiſiziert werden.
ie werden Montag mit dem Begleitſchreiben an die deutſche
Kegierung veröffentlicht werden. Die bereits gemeldeten
anktionen, die in der Entwaffnungsfrage vorgeſehen ſind,
ollen auch für die Reparationsfragen gelten.

Jnn bezug auf die Hilfe für Oeſterreich iſt ein Bericht
oucheurs angenommen worden, der die Gründung eines
e ndiknts mit einem Kapitel von 22 Mill. Franken
orſieht.

Nach einem Spezialbericht der Havas-Agentur iſt das
bkommen über die Entwaffnung um 4 Uhr unterzeichnet

porden. Barthou habe beim Verlaſſen des Sitzungsſaales
klärt, die Entwaffnungsfrage ſei zur gemeinſamen Befriedi-
ung der Alliierten und im Jntereſſe der Sicherheit ihrer
änder geregelt worden.

vertritt die franzöſiſche ReNach einer r tterung in der Kohlenfrage folgende Theſe: Frankreich ver-
ngt eine monatliche Lieferung von 2 200 000 Tonnen Die
ezahlung von 5 Goldmark pro Tonne, die für die Ernäh-
ng der deutſchen Bergarbeiter beſtimmt war, ſoll aufge
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Inleihe Deutſchlands zu kontrollieren. Die werth e werdenAchberſtündigenkonſereng von Brüſſel ſoll, um die Methode

„Volk und Zeit“.
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Halle, Rontag, den 31. Januar
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hoben, werden, dagegen eine Prämie für eine beſonders gut
ausge r Kohle bewilligt werden. Die Reparationskom-
miſſion ſoll die Ausführung des Abkommens überwachen.

Die Entwaffnung Deutſchlands.
Paris, 30. Januar. Havas. Der diplomatiſche Mit

arbeiter der „Agence Havas“ ſagt, daß im Laufe des
t Abends Deutſchland folgender Beſchluß mitgeteilt
wurde:

Hinſichtlich der Entwaffnung muß Deut'chland insge-
ſamt ſich genau den Vereinbarungen des Fri kensvertrages
anpaſſen, die übcrzähligen Offiziere vor dem 28. Februar
ent?aſſen. die Bürgerwehr vor dem 30. Juni auflöfen, die
Reſerveſchiſfe vor dem 30. April entwafſnen, die im Bau
befindlichen Kri gsſchiffe, ſowie alle Unterſeeboote vor dem
31. Juli zerſtören. Ferner die im Februar 1919 zerſtörten
Zeppeline erſetzen, darauf verzichten, eine Luftpolizei zu bil-
den und die alliierten Definition annehmen, indem es die
Zivil- von den Mililärflugz ugen unterſcheidet.

Textneil 2.50 M. Schluß der AnzeigenAnnahme für die nächſte
a u ne a0ſte. 008Millimeter Pf., desgleichen Reklame im dreigeſpalte en 5 Jahrgang
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sgabe morgens 9 Uhr.

Sie um es don

Heinrich Ströbel.
Wie beſchämend r das Niveau der politiſcher

Bildung noch heute in Deutſchland iſt, offenbart ſich wieder
in dieſer Zeit des Wahlkampfes in Preußen. Jmmer wieder
dürſen die reaktionären Parteien es wagen, in Wort und
Schrift den Sozialismus jür den wirtſchaftlichen Zuſammen-
bruch und die troſtloſen Zuſtände dieſer Zeit verantwortlich
zu machen. Man ſollte meänen, daß doch ſchon die glorreichen
Mißerfolge der bürgenlichen Regierung, die wir ſeit
dem Juni vorigen Jahres im Reiche haben, den Maſſen die
Augen geöffnet und den reaktionären Demagogen das Kon-
zept verdorben haben müßten. Denn wenn ſeit dem 6. Juni
Deutſchland von einer rein bürgerlichen Regierung nach
rein kapitaliſtiſchen Grundſätzen regiert wurde und gleich-
wohl immer tiefer in finanzielle Schwierigkeiten und wirt-
ſchaftliche Nöte hineingeriet, wenn gerade unter der bäür.
gerlichen Regierung die Schuldenlaſt des Reichs und die
Flut des Papiergeldes immer rieſenhafter anſchwollen, ſo
beweiſt das doch nicht die Schuld der Sozialdemokratie
ſondern das eklatante Verſagen des Bürgertums und

Die Reparations- Kommiſſion wird den deutſchen Export
überwachen, Deutſchland wird den Alliierten, entſprechend
den ihnen zufallenden Anieilen Gutſcheine für die Jahres
raten gebe n.

Die vorgeſehenen Maßnahmen beſtehen vor allem in
der Beſetzung neuer Gebiete, Verlängerung der Beſetzung
der Rheinlande und Aus'ſchließung vom Vlkerbund. Die
Prämie von 2 Goldmark pro Tonne guter Kohle wird auf-
recht erhalten.

Zu viel Saarkohlen.

ucr Und am 5.
chichten ein le en do in le der wirtſchafflichen

Kriſe eine Abſatzſtörung eingetreten iſt, und die Halden-
beſtände bereite überfüllt ſind. Die Kriſe wird als vorüber
gehend angeſehen, da Verhandlungen im Gange ſind, um
Saarkohle nach Jtalien und der Schweiz auszuführen. Auch
mit Deutſchland ſollen Verhandlungen ſchweben, um auf dem
Wege des Austauſches von Ruhrkohle Süddeutſchland mit
Saarkohle zu verſehen.

Georgien anerkannt. Wie der „Temps“ mitteilt, hat die
Konferenz in Paris geſtern beſchloſſen, die Republik Georgien
als Staat anzuerkennen.

Overſchleſier im Re'ch!
Kattowihtz, 29. Jan. Am 3. Februar, abends 6 Uhr,

werden die Liſt der Stimmberechtigten abgeſchloſſen. Wer
nicht in der Liſte ſteht, darf nicht abſtimmen. Unſere Mehr-
heit bei der Abſtimmung muß überwältigend ſein. Es darf
nicht der geringſte Vorwand bleiben, an dem Ergebnisdeuteln. Um Fe zu erreichen, brauchen wir Euch, Jhr
Brüder und Schweſtern im Reich. Hab. Jhr Euch ange-
meldet zur Eintraenvg in die Stimmliſte? Wenn nicht, ſo
tut es in Stunde. Tut es noch heute. A lenfallz
kommen die Vieldungen noch rechtzei.ig, wenn ſie an Montag
oder Dienstag erfolgen. Aber in den letzten Tagen häuft
ſich die Arbeit ſo, daß Jhr vielleicht zu ſpät kommt. Deshalb
meldet Euch ſofort bei der nächſten Ortsſtelle der Vereinig-
ten Verbände heimattreuer Oberſchleßier.

Landsleute, Brüder und Schweſtern Die Heimat rech
net auf Euch, die Heimat wartet auf Euch. Für Eur
Unterbringung iſt ales vorbereitet. Mit Freuden werden
wir und ganz Oberſchleſien Euch in der Heimat aufnehmen.
Wir ſtehen alle zuſammen für das Multerland Es geht
um unſere gemeinfame Heimat, und es geh um Du. ſchland.
Kommet alle und ſtimmt alle ab. Es iſt Eure Pflicht. Jhr
müßt ſie erfüllen, aber in vie Stimmliſt kommt Jhr nur,
wenn Jhr Euch anmeldet. Darum noch einmal: RMeldet
Euch ſofort!

Plebiſzitkommiſſariat für Oberſchleſten:
Dr. Urbanek.

des Kapitalismus. Aber die reaktionären Artikel-
und Flugblattſchreiber ſpekulieren mit Geſchick auf die Un
wiſſenheit und Denkträgheit des lieben Philbſtertums
Wann, ſo fragen ſie, begann der Zuſammenbruch unſerer
Volswirtſchaſt, das Steigen der Preiſe, die Entwertung des
Geldes, die Parſorcearbeit der Notenpreſſe? Seit den
9. November, ſeit der. Revolution folglich trägt auch die
Revolution, trägt die ſozialiſtiſche Arbeiterſchaft, die durch die
Revolution zunächſt zux Herrſchaft gelangte und die politiſche
Demokratie durchführte, die Verantwortung für alles Un-
heil, das ſeitdem über das deutſche Volk reingebrochen iſt.
Aus einem zeitlichen Zuſammentreffen einfach einen
inneren h ammenhang zu Folgernad Denkweiſe eines Wilden als eines un
wiſſenden, unerfahrenen, Kindes aber breite Maſſen de
deutſchen Volkes ſind leider politiſch noch ſo ahnungslos und
naiv, daß ſie ſich durch eine ſolch primitive Beweisführung
beſtechen laſſen. Deshalb iſt es doppelt notwendig, die Frage
nach den wirklichen Urſachen unſeres politiſchen Elends und
unſeres Wirtſchaftsjammers immer wieder aufzuwerfen

Die Wahrheit iſt, daß Deutſchlands wirtſchaftlicher Zu
ſammenbruch bereits lange vor dem 9. November 1918 be
gonnen hatte. Die Grundlagen der deutſchen Volkswirtſchaf
waren längſt erſchüttert, als die Revolution hereinbrach
Die unheilvolle Kriegs wirtſchaft hatte ſeit Jahre
die Unterminierung vollbracht! Es war der verbrecheriſchſt.
Wahnſinn, den die Weltgeſchichte je geſehen hat, daß unter
dem Beifall der herrſchenden Klaſſen die deutſche Regierung
ſich kopflos in ein Kriegsabenteuer ſtürzte, das nach dem
anzen Stande der Mächtegruppierung kein „friſch-fröhlicher

Krieg“ wie anno 1866 oder 70/71, ſondern ein unabſehbarer
entſetzlich verheerender z e werden mußte. Und es
war ein volkswirtſchaftliches Verbrechen ohne Gleichen
gegenüber dem deutſchen Volke, das die deutſchen Macht.
haber dann dieſen grauenhafteſten und verwüſtendſten allerKriege in unabſehbarer Verblendung mehr als vier Jahre
lang durch eine Mobiliſierung der letzten Wirtſchaftskräfte
hinzuſchleppen ſuchten, die unfehlbar mit dem wirtſchaftlichen
Bankerott des deutſchen Volkes enden mußte. Die
deutſche Kriegswirtſchaft, nicht die deutſche Re
volution, war die Zerſtörerin der deutſchen Volkswirtſchaft

Frofeſſor Emil Lederer hat in ſeinen im Archit
veröſfentzlichten Abhandlungen und in ſeinem Buche
Deutſchlands Wiederaufbau und welt wirtſchaftliche Neu

eingliederung durch Sozialiſierung“ die verheerenden Wir-
kungen dieſer Kriegs wirtſchaft überzeugend dargelegt. Er
eigt, daß dieſer Krieg gar nicht anders als mit einer Wirt-ſhaſcatataſtrorhe enden konnte. Denn an Dauer und Aus-

dehnung konnten ihm höchſtens die napoleoniſchen Kriege
verglichen werden. Aber dieſe Kriege, ſo ungeheure
Menſchen und Gütermaſſen ſie auch vernichteten, riefen doch
weit geringere Erſchütterungen des Wirtſchaftsleben
hervor, weil mit einziger Ausnahme des damals auch erſt
halbinduſtrialiſſerten England alle beteiligten StaatenVereinigte Verbände heimattreuer Oberſchleſier:

Dr. Queſt er. grarſtaaten waren, deren Gefüge und primitive
rückgeg u DOberſchleſier, a

ob er ſeine vaterländiſche Pflicht erfüllt und ſeinen Stimmantrag vollzogen hat.

Sonſt muß er ſich ſofort an die nächſte Ortsgruppe der
Vereinigten Verbände heimatstreuer Oberſ. leſier

wenden.



auch der längſte und ſqwerſte Krieg
n zer Diesmal vagegen waren dien moderne Jnduſtrieſtaaten.

rend ein Aprarſtaat Struktur nachin der Lage iſt, ſich bis zur Erſchöpfun
riegs

ſeine perſönlichen und materiellen Kräfte zu mobiliſieren,
ſeinen gern Reichtumn gleichſam für den Krieg eiſchmelzen utſchland beſonders hat von dieſer hen
bis zum Weißbluten Gebrauch gemacht. Es
hat ſeine Materialienvorräte pellos verbraucht, ſeine
Bodenſchätze durch Raubbau nungslos ausgeplündert,
ſeinen Praduktionsapparat und ſein Verkehrsweſen bis zum
Ruin verſchliſſen und damit die Wiederumſtellung
Kriegsproduktion in die ehemalige Friedenswirtſchaft ein-
fach zur Unmöglichkeit gemacht.

Hätten die lektenden Stanatsmäner und die deutſchen
Parlamente eine Spur von Verantwortlichteitsgefühl und
ſozialökonomiſcher Einſicht beſeſſen, ſie häten alles daran
ſetzen müſſen, dem Waffenmorden und wirtſchaftlichen Selbſt
gerſtörungsprozeß ſo raſch als möglich ein Ende zu bereiten.
Aber der Siegeswahn umnebelte das Hirn der Generale und
Annexionspolitiker. Der beſiegte Feind ſollte ja der-
maleinſt alle Kriegsſch äden erſetzen, mit dem
Erzbecken von Briey, mit r Milliarden Kriegs-
entſchädigung, mit den abenteuerlichen Schätzen Vorder-
aſiens! Und in fanatiſcher Siegeszuverſicht verſchleuderte
man das Nationalvermögen und häufte man Schulden auf
Sthulden, ohne auch nur, gleich England, den Kriegsgewinn-
lern wenigſtens durch energiſche Steuern einen Teil ihrerBeute wieder a n

Nach der erſten Beſtürzung und Verwirrung herrſchte
ja auch in der erſten Phaſe der Kriegswirtſchaft eine
flotte Hochkonjunktur. Von der Aufzehrung der ökono-
miſchen Subſtanz war bis zum Sommer 1915 etwa noch
wenig zu merken. Die großen Beſtände an Rohſtoffen und
Halbfabrikaten ehe ten die prompte Durchführung der
verlangten Heereslieferungen.

Aber ſchon in der von Lederer unterſchiedenen zwei
ten Phaſe, die etwa bis Ende 1916 dauerte, konnte
ſcharfſichtigen Beobachtern die Verarmung der deutſchen
Volkswirtſchaft nicht verborgen bleiben. Denn mit dem
ſteigenden Umfange der Kriegsproduktion vermin-
derte ſich merklich die Herſtellung der Verbrauchs-
güter. Die Lebenshaktung der ſſen verſchlechterte ſi

fehends, die Preiſe ſtiegen. Schon damals begann au
Sinken der deutſchen Valuta, das nur durch

allerlei künſtliche Manöver zu vorübergehenden Stillſtand
gebracht werden konnte. Jn der dritten Phaſe der
Kriegawirtſchaft vollends, die man vom Jnkrafttreten
des Hilfsdienſt geſetzes datieren kann, löſte ſich
„die Kri rtſchaft von den normalen Bedingungen der
kapitaliſti Warenproduktton prinzipiell los und machte
genügſamen Rüſtungsbetrieb“. Die Anſprüche
des Heeres-Mechanismus wuchſen ins Gigantiſche. Der pri-
vate Betrieb wurde gedroſſelt, alles für die Erzeugung von
Munition und Heeresgut reklamiert. Nicht die Aus-
dehnung, ſondern die Einſchränkung der Produktion
von Verbrauchsmitteln wurde Entwicklungsprinzip. Dieſe
Einſchränkung führte zur rapiden Entwertung des
Geldes Alle Rationierung verſchlug nicht; wer nicht ver
hungern wollte, mußte ſich des Schleichhandels bedienen, der
die Warenpreiſe immer wucheriſcher in die Höhe trieb.
Aber dieſer Preiswucher war eben die unausbleib-
liche Folge der Kriegswirtſchaft, die durch den
ruinöſen Heeresverhwauch die Lebensmittel und Gebrauchs

auf ein völlig unzureichendes Minimum
eingeſchränkt hatte!

Aber die Kriegswirtſchaft verſchärfte alle dieſe Uebel
zugleich durch eine unheilvolle Umſchichtung des
Vokksreichtums. Während die proletariſchen Maſſen
immer mehr der Verarmung und Unterernäh-
rung verfielen, machte das Unternehmertum immer un
geheuerliche Profite. Die Kapitaliſten errafften in kurzer
Zeit Rieſenvermögen, Tauſende von vermögensloſen Spe-
kulanten und Schiebern brachten es zu Millionären. Und
eine weitere Folge dieſes kriegs wirtſchaftlichen Entwick-
lungsprozeſſes war die Einſtellung der Produktion und des

ls auf die Luxusbedürfniſſe des Kriegs-
gewinnlertums ſo daß die Preiſe immer ſchwindelhaſter in
die Höhe gingen und die Befriedigung des Maſſenbedarfs
vollends in den Hintergrund trat. All die Widerſinnigkeiten
des heutigen Wirtſchaftsbetriebes reichen ſo mit der Wurze!
in die famoſe Kriegswirtſchaft zurück!

Aber die reaktionären Schmäher der Revolution und
der Demokratie, die heute mit ſo unerhörter Dreiſtigkeit für
die Wiederherſtellung der Hohenzollerndynaſtie und des

in der
rung auszugeben, vermag der Jnduſtrieſtaat all

Herbſt des gleichen Jahres hatten ſie ſich bereits verdoppelt.
j Jahre 1917 iſt bereits eine Verdreifachung der

rei

Obrigkeitsſtaates werben, haben immer einige Trümpfe
aus zuſpielen. Habe die Kriegswirtſchaft noch ſo Schlimmes
verſchuldet, ſo habe doch erſt die Revolution alle Dämme
durchbrochen und durch ihre unaufhörlichen Lohnbewe-

ungen, durch ihre ewigen Streiks, durch eine unmögli
rkürzung der Arbeitszeit für Arbeiter und Beamte

Volkswirtſchaft vollends zerrüttet.
Demgegenüber iſt nach Lederer das ſeiten

Jnſolge der Kriegswirtſchaft vermochten nicht nur die Unter
nehmer und Schieber enorme Vermögen zu erwerhen, ſon
dern auch die Landwirtſchaft gehörte zu den Kriegsgewinn-
lern. Sie litt als Selbſtverſorger nicht nur nicht unter der
Lebensmittelverteuerung, ſondern zog daraus die beträcht
lichſten Gewinne. Schon im Frühjahr 1918 waren die Preiſe
für landwirtſchaftliche Produkte um 70 Prozent geſtiegen, im

der Agrarprodukte eingetreten, zumal die greoben
Mengen von die im Schleichhandel abgeſetzt
wurden, damals bereits das Acht- bis Zehnfache der Frie
denspreiſe koſteten. Die Entſchuldung des landwirtſchaft-
lichen Beſitzes während des Krieges und der Erwerb größerer
Geldſummen beweiſen hinlänglich die gewaltige Bereicherung
der Gutsbeſitzer und Bauern durch die Kriegswirtſchaft.
Wie ſtand es demgegenüber um das Einkommen des Prole-tariats? Noch im Penerunge jahre 1916 waren die in den

Tarifverträgen ausgemachten Teuerungszulagen ſehr gering,
vielfach nicht einmal 10 Prozent. Und bis zum Ende des
Krieges blieben die Löhne beträchtlich hinter der Steigerung
aller Koſten des Lebensunterhalts zurück! Die
liche Bewegungsfreiheit der Arbeiter war durch das Hilfs-
dienſtgeſetz weſentlich eingeſchränkt worden. Namentlich die
Reklamierten befanden ſich in der ſchlechteſten Poſition
„Wenngleich ſpäterhin die Schlichtungsausſchüſſe bei Be-
meſſung der Löhne die Veränderung der Lebenskoſten mit
in Rechnung ziehen ſollten, ſo konnte doch die Preisbewegung
durch die Löhne nicht eingeholt werden.“ Kein Wunder, daß
bei einer ſolchen Kriegswirtſchaft mit dem militäriſchen Zu-
ſammenbruch auch der volks wirtſchaftliche Zuſammenbruch
eintreten mußte, und daß die Revolution nun auch in dem
vier Jahre lang geknebelten und ausgeplünderten Prole-
tariate den unwiderſtehlichen Drang auslöſte, nun auch ein
mal ſeine eigene Lage energiſch zu verbeſſern. Geſteht doch
auch Profeſſor Lederer:

„Jn einem Lande, in dem ſeit Kriegsausbruch jeder
Realitätsſinn mit allen Mitteln der Agitation und Pro-
paganda in bedenkenloſer Demagogie geradezu ausgerottet
wurde, bedeutete dieſer plötzliche Zuſammenbruch jeder
Autorität eine hemmungsloſe Auswirkung der phantaſti
ſchen Gelüſte in den Maſſen. War doch immer wieder
während des Krieges verſichert worden: Jede Kriegs
anleihe iſt ein neu geſchaffener Realwert, alles Papiergeld
ruht auf dem ſicheren Untergrund des ganzen Volks
vermögens, Arbeit für den Krieg iſt produktive Arbeit.
Wie ſollte da beim Uebergang der Macht auf die Arbeiter
klaſſegerade in den Maſſen ſofort die Einſicht Platz greifen:
daß uns nur ſofortige, forcierte Arbeit retten könnte, daß
wir ökonomiſch am Rande des Abgrundes ſtanden, trotz
den h der Unternehmungen, trotz den
ſteigenden Dividenden und den wachſenden Reſerven. Jn
der Tat, es war zuviel verlangt.“

So war es nicht die Revolution, ſondern die kapitaki-
ſtiſche Kriegswirtſchaft, die den Wirtſchaftszuſammenbruch
und damit unſer heutiges Elend verſchuldete. Und wenn
ſich je die Reaktion einbildet, durch die Reuaufrichtung
eines kapftaliſtiſch-monarchiſtiſchen Zwangsſyſtems das Pro
letariat ſeiner politiſchen und wirtſchaftlichen Errungen-
ſchaften (z. B. des Achtſtundenta n berauben und ins alte
537 zurückzwingen zu können, ſo iſt ſie gründlich auf dem

olzwege. Aus den Nöten und Wirrniſſen dieſer Zeit
können nur Demokratie und r r herausführen,
Pale die Gewalt der Orgeſch und die Deſpotie des Geld-
ſacks!

Die Arbeitsioſenfrage.
Berlin, 30. Jan. (WTVB.) Unter dem Vorſi

kanzlers und in Gegenwart der beteiligten Reichs und
preüßiſchen Reſſortminiſter und Vertreter der politiſchen
Parteien des Reichstages fand heute eine Ausſprache über
die Arbeitsbeſchaffung mit Vertretern aller Gewerkſchafts-
gruppen ſtatt. Allfeitig wurde die überaus ernſte Lage auf
dem Arbeitsmarkte anerkannt und betont, daß das Reich
und die Länder bis zu einer allgemeinen Beſſerung der Wirt
fchaftslage mehr noch als bisher Arbeitsgelegenheit ſchaffen
müßten. Die Erörterung zeigte Möglichkeiten dafür, insbe-

des Reichs

dem Gewertſchaf
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Arbeitsmarktes ſchien nach allgemeiner Zullagnn

lebung der Bautätigke A en derdeut Induſtrie wurden eingehend erörtert. Aus dem
Kreiſe der Gewextkſchaften wurde auch die Rotwendigkeit
einer vermehrten Anwendung der Methode der Kurz-Arbeit,
ſowie die e des W der zur Erörte-rung geſte Sämtl nregungen von den in Betracht kommenden rden nachdrücklichſt und ſchleunigſt
verfolgt werden.

Arbeiterkonferenz in England.
London, 28. a Die von der Arbeiterpartei und

tstongreß einbexufene Arbeiterkonferenz zur
Erörterung der Frage der Arbeitsloſigkeit fand heute unter
Teilnahme von etwa 800 Delegierten ſtatt. Die Konferenz
beſchloß, die Regierung zu verurteilen, da ſie nicht rechtzeitig
Maßnahmen zur Verhinderung der Arbeitsloſigkeit h
abe, und dem Premierminiſter dieſes Urteil mit den Voreinen zur Beſeitigung der Erwerbsloſigkeit (darunte

Handel mit Rußland und den anderen Ländern des Konti-
nents) zu überſenden, ſowie außerdem die Arbeiterpartei zu
erſuchen, die Frage bei Eröffnung der neuen Regierung in
der Zwiſchenzeit keine befriedigenden Maßnahmen ergriffen
habe. Die rn vertagte ſich auf den 23. Februar, um

l

es den Gewerkſchaftsvollzugsausſchüſſen zu ermöglichen, die
Anſichten ihrer Mitglieder einzuholen und über die Schritte
Beſ ußz zu faſſen, die notwendig ſind, um die Annahme derVorſhle zu rn.

Ein Volksentſcheid in der Schweiz.
Bern, 30. Jan. Jn der heutigen ſchweizeriſchen Volks

abſtimmung wurde ein Jnätiativbegehren der Sozialdemo-
kratiſchen Partei auf Abſchaffung der militäriſchen Gerichts-
barkeit mit rund 387 000 gegen 193 000 Stimmen und mit
19 gegen 3 Kantone e Das zweite Jnitiativbe-
gehren, das nachträglich, die Verträge der Schweiz mit ande-
ren Staaten betreffend, der Volksabſtimmung unterbreitet
werden ſoll, ſobald es 30 000 ſchweizer Bürger oder 8 Kan-
tone verlangen, wurde mit 284 000 gegen 159 000 Stimmen
und von 20 gegen 2 Kantone angenommen.

Die Wetterwolken im fernen Oſten.
Paris, 28. Januar. Nach einer von Homme Libre

wiedergegebenen Meldung aus Waſhington werden die Ver
einigten u die japaniſche Kontrolle über die
ehemals deutſchen Kabel im Stillen proteſtieren.

apan erkläre demgegenüber, Amerika ha
inſpruch erhoben.

Paris, 28. Januar. Wie Hapas aus Tokio meldet,
erklärte der japaniſche Kriegsminiſter im Repräſentanten-
haus, Japan ſei berechtigt, Wladiwoſtok zu verwalten.,
Dieſe Aufgabe ſei ihm vom Konſularkorps der Stadt über
tragen worden.

e nicht rechtzeitig

un

Braunſchweiger Regierungsnöte,
Der drohende Zurücktritt der rein ſozialiſtiſchen Regie

rung in Braunſchweig iſt noch einmal vermieden worden,
Die Kommuniſten ſind davor zurückgeſchreckt, gemeinſam mit
den Deutſchnatiqnalen ſtimmen und haben die jetzt in
Amte befindlichen „Arbeiterverräter“ geſtützt, mit der Be
gründung, dieſe ſollten noch länger Gelegenheit haben, ab.
zuwirtſchaften. Aber die Reaktionäre geben ihre Abſicht,
in allernächſter Zeit das Staatsruder wieder in die Hand
zu nehmen, nicht auf. Sie fordern in einem Schreiben die
Reichsexekution gegen Braunſchweig. Die Gründe für dieſe
Verlangen entnehmen ſie aus den Spalten der „Kommi
niſtiſchen Arbeiterzeitung“. Der Gegenſtand, um den es ſich
dreht und gegen den ſich der Vorſtoß der Reaktionäre richtet,
iſt der, daß die braunſchweiger Regierung in die Schug-
abteilung der Polizei nur entſchloſſene Republikaner ein
ſtellen will. Neugierig kann man ſein, was die Regierung
Koch- Fehrenbach gegen Braunſchweig nun unternehme
wird.

Heimatdienſt und Arbeiterrat. Däumig beſtreitet, je
mals etwas gewußt zu haben, daß ſeine itſchrift „Der
Arbeiterrat“ mit Heimatdienſtgelder geſtützt würde. Das
iſt ihm ohne weiteres zu glauben. Andererſeits gibt aber
die Geſchäftsleitung des „Arbeiterrat“, gez. Eckert, die
Empfangnahme der Gelder zu, nur ſoll ſich der ehemalize

ſondere auf dem Arbeitsgebiete des Reichsverkehrsminiſte- i Geſchäftsführer Kreft auf eigene Fauſt darum bemüht haben.

e Daß steſcit Hans
Roman von Béla Baecſö.

Einzigberechtigte Uebertragung aus dem Ungariſchen von
Stefan J. Klein.

(21. Fortſetzung.) Nachdruck verboten.
Karl hatte ſich bereits vollkommen in ſeine Aufrichtigkeit

verſenkt und ſetzte pochenden Herzens, mit aller Traurigkeit
ſeines troſtloſen Schickſals, ſeine Geſtändniſſe fort:

„Sehen Sie, Mathilde, ich wäre ein ſehr guter, wäre der
beſte Menſch, wenn mir manchmal eine Hand wie die Jhre das
Geſicht ſtreichelte. Wenn wir manchmal in Dämmerſtunden,
in müdem Sonnenſchein zuſammen in der Tiefe des blumen-
geſchmückten Fenſters weinen könnten. Jch vermag gar nicht
auszudrücken, was ich alles empfinde, wenn ich an das Glück
denke, doch weiß ich, daß ich mich nach einer großen Selbſt
loſigkeit ſehne, daß ich ein großes Verlangen danach empfinde,
für etwas und für jemand leben zu können. Liebe Mathilde,
wenn Sie mich verſtehen könnten Wenn Sie meine
linkiſche Geſtalt nicht nur lächerlich fänden, ſo wäre ich ſehr
glücklich.“

Mathilde dachte an Joſef Jakob, während ſie der Muſik
von Karls Worten lauſchte. Mathilde ſtählte ihre Nerven
zu großen Kämpfen, zu ſchlanen Taten. Karl betrachtete
das Cſermak- Mädchen mit flehenden Blicken, wartete voll
hoffnungsvollen Glaubens, voll Vertrauen auf eine Antwort.
Mathilde wußte, daß jede Erklärung ſchmerzlich wärez ſie
war dem Träumer gegenüber gnädig und ſagte mit warmer

„Jhre ſchönen Gefühle, lieber Karl, finde ich ſehr achtens
wert. Wer Sie ſind mir wohl trotzdem nicht böſe, wenn ich
in dieſem Augenblick weder mit einem Ja oder mit einem
Nein antworte?“

Karl ſchaute mit gierigem Blick in Mathildes kluge Augen,
in gewaltiges Verlangen ließ ſein Herz erbeben, da er

durch dieſes Glück noch zu einem ganzen, willensſtarken Men

Hofrat

dachte, dieſes Weib könnte das ſeine werden, und daß er

ſchen zu werden vermöchte. Und ſeine Vorſtellung malte
ihm in heißen, aufregenden Farben die frohe ſchöne und
freudenreiche Zukunft aus. Sein trauriges, graues Geſicht
lohte in Purpurflammen.

XVI.
Mathilde hatte ſchlafloſe Nächte. Und nach einer ſolchen

fiebrigen und von Tauſenden Gedanken gefolterten Nacht
ſchrieb fie an den Hofrat von Berenczey einen Brief, auf den
der livrierte Diener die Antwort brachte. Der Tafelrichter
erwartete ſie.

Hofrat von Bereuezey war ein ſehr intereſſanter Menſch.
Seine ganze Perſon, das hier und dort durchſchimmernte
ſilbrige, aber anſonſten ſchwarz gefärbte Haar, ſein gepflegtes
und konſerviertes rötliches Geſicht, ſeine gekünſtelte Jugend,
der gut geſchneiderte Anzug, die peinlich forgfältigen Bügel-
falten, all dies verrier die verzweiſelte Verteidigung eines
nach Liebe verlangenden alternden Mannes.

Der Tafelrichter empfing Mathilde mit inſtinktiver, ſeit
langem anerzogener, liebenswürdiger, manierlicher Höflich-
keit. Er erwies ſich als geiſtreicher und gewandter Plauderer.
Anfangs verſuchte er etwas überlegen zu tun, als er jedoch
aus Mathildes ernſten und klugen Antworten den Eindruck
gewann, daß er es nicht mir einer durchſchnittlichen Intelligenz
zu tun habe, ging er höchſt taktvoll und mit kaum wahrnehm-
barem Schwung zu einem entſprechenderen Gefellſchaftston
über.

Mathildes Zittern ließ nach, und ſie dachte, den kampf-
gewinnenden Erfolg erſehnend, an ihre klugen Pläne. Der

zeigte ihr der Reihe nach ſeine Zimmer. Er ſagte
ſehr intereſſante Dinge UÜher die Künſte, die Freuden, wob
hier und dort eine ſkeptiſche Anekdote ein. Ex war ein ſehr
liebenswürdiger, manierlicher und geiſtreicher Gentlemarr. Er
ſprach auch von den Frauen, die ſein Leben vergoldeten, lobte
lachend ſein freudenvolles und ſelbſtſichtiges Witwertum und

erklärte Mathilde mit faſt kindiſcher Ueberſchwenglichkeit, daß
ſeine Ehe eine Jntereſſenehe geweſen ſei.

„Wiewohl es wahr iſt,“ ſagte er lächelnd „daß in
unſerem Vaterland ohnehin alles in unſerem Jntereſſe ge
ſchieht. denn, Sie belieben ja zu wiſſen, ich gehöre der hiſto
riſchen Klaſſe an, doch bedeutet auch eine ſolche Ehe viel im
Leben eines Menſchen, erleichtert oft ſein Fortkommen, ſchafft
gute Verbindungen gute Geſchäftsgelegenheiten Es iſt
das gerade Gegenteil wie bei den armen Leuten, wo eine
Ehe nur noch mehr Elend und größeren Jammer mit ſich
bringt

Nach dem vertrauten Geplauder, das Mathilde Mut machte,
begann ſie von Joſef Jakob zu ſprechen.

„Herr Hofrat“ begann ſie „Sie waren mir gegenüber ſtets ſehr aufmerkſam und gütig Nehmen Sie e
mir deshalb nicht übel, wenn ich jetzt den tatſächlichen Zwei
meines Beſuches erwähne und meine auch bereits in meinem
Brief ausgeſprochene Bitte wiederhole. Jch bitte Sie noch
mals, verwenden Sie ſich für meinen guten Freund Joſef
Jakob.“

Der Tafelrichter verſank in Gedanken und betrachtete ver
ſonnen Mathildens ſchönen Kopf. Ein ſeltſames Mädchen
fleht faſt weinend für einen eingekerkerten Menſchen.
währte ſeine Gedankenverſunkenheit bloß einen Augenblich
dann antwortete er in ſeiner gewohnten, leichten Art:

„Wäre ich ein wichtigtueriſcher Menſch, ich ſagte, die
Sache ſei ſchwierig Werde ſich ſchwer regeln laſſen
Sie jedoch ſind ein kluges Mädchen und wiſſen ſehr gut, daß
es für mich keine Schwierigkeiten gibt, wußten ſchon, da
herkamen, ganz beſtimmt, daß ich Jhnen helfen könne
liebe es, wenn zwei Menſchen einander offen ins Geſich
ſchauen, und deshalb kann ich Jhnen aufs entſchiedenſte veb
ſprechen, Joſef Jakobs Strafe werde beſtimmt durch die Unter
ſuchungshaft abgebüßt ſein Und dieſe wird ihm ar
ni ſchaden denn er lernt ja unterdeſſen Engliſch

ichere Jhnen. Joſef Jakobs Angelegenheit wird eine güs
ſtige Erledigung erfahren

(Fortſetzung folgt.)
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61. Sitzung. Sonnabend, den 29. Janvar, 12 Uhr.

Als erſter Punkt der Tagesordnung wird das Geſetz über die
Erhebung einer Abgabe ö WohMehnungausſchuß Aberriefen derung des Wohnungesbaues dem

Es folgt die zweite Leſung des Nothaushalts.

Abg. Dr. Hertz (U. S.): f iGen Yceen tie u v mir e yun 1 Miniſterien vorhanden ſind, angebFrage N ch ſind es über Auch unſere Anfrage über die Jnſtand-
nmlun, J ſetzung der Dienſtwohnung des Grnährungsminiſters iſt noch nicht
s der deantwortet. Eine Viertelmilliarde ſieht der Haushalt als Früh-

druſe i für die Landwirte vor. Auch nicht ſozialiſtiſche Ar
e h en der an ee dreece e drünöeminiſterin m

v Auf Vorſchlag des Präſidenten Lö be wird mit der Beratung
i r n des Haushalts des Ernährungsmini-

balo in Den Ausſchußbericht ttet Abg. Dr. Blunck (Dem.)eit ver nur d (Dn.): Die Jw Vuicktrans gen ter Sinne der
ei6t e Faktor zur Permehrung der land wirtſchaftlichen
daß die Abg. Buſche (D. Vpt.): Bei den Sozialdemokraten konnte60 M. I man ſich nicht Velx r den Landwirten während dor
unkt a wort doſt angemeſſene Preiſe zuzubilligen. Dabei iſt das

Wer Die in der Jndexkommiſſion ſitzenden
V auch für die Preiserhöhung geſtimmt.

ig, den Abs. Kerſchbaum (Dem.): Wir ſind gegen den Maisaus-
e füt wuſch gegen Schweine, da viele Schweine vorzeitig verſchwinden

e Ungen Abe tlbg. Dierngeiter (D. Vpt.): Für die Landwirte iſti d wichtig, ſchon jetzt von der Regierung die Ter a die neue Ernte
6 di zu erfahren und zu wiſſen, welcher Art die Erfaſſung ſein wird.
Win Vor Ah e nd tWeengewerechaft u n r

S Wenn Sie durch Aufhe-48 in bung der Zwangswirtſchaft den Brotpreis auf 14 Markt eiaben

)chemie; I wellen, in einer Zeit der Arbeitsloſigkeit und der geringen Ein-
at Dot I kommen, dann mögen Sie auch die Verantwortung dafür über-
terstog tie habe nichts dagegen, wenn die Regierung durch bi l
(Lehre h gen Mais eine beſſere Schweinezucht zu erreichen ſucht. Die
gen in Hoffnung der Regierung, den niedrigen Preis von 609 Mark für

u einen Zentner Lebensgemicht zu bekommen, wird ſich nicht er-
n füällen. Von den Maſtverträgen wollen die Redner der Rechten

epnerſ): jeßt nichts mehr wiſſen, während ſie früher immer anſtatt der
die Ein J Zwongswirtſchaft Maſtverträge gefordert haben. Erreichen
8 Mi e doch ohne Maſtverträge den r Preis von 1890
ts., von Wark pro Zentnerl Jm Ausſchuß erklärte ein Redner der Rech-
8. Mit ken daß ſich nach Aufhebung der Zwangswirtſchaft der Preis für
je Vor I ein Pfund Schweinefleiſch auf 13,50 Mark ſtellen werde. Ich
enügen pt gen gende e lernen, der das Fleiſch zu dieſem
wohnu au r nſowenig als jemand erlebt et einen Zentnerz i Kartoffeln für den verſprochenen Kreis von 24 Mk.

en be zu erhalten. Herr Buſche rühmt ſich, daß die jetzige Regierung den
)träglit J Einkauf des ausländiſchen Getreides ſo frühzeitig veranlaßt
enk der habe. Dies Getreide ruht unter den ungünſtigſten Valutaver-

hältniſſen mit einer Verſchleuderung von Milkiarden
r eingekauft werden der mangelnden Pflichterfüllung
an Landwirte. Das Getreide hat im Verhältnis zur Vor-
re t Friegszeit bei uns ſchon einen e von 1000 Prozent er-
e Jnſerc I fahren, während in Amerika der Aufſchlag nur 100 Prozent beIn zolkeſtinm i trägt. Herr Buſche meinte, der Landwirt ekomme auch jetzt noch

keine an ameren Preiſe im Verhältnis zu den Produktions-
e hkſten. Da möchte ich wirklich ſehen, welche Preiſe er denn

für angemeſſen hält. Was hat ein Preis von 16 Mk. für
Gänſe und 24 Mark für Schweinefleiſch noch mit Produktionskoſten
zu tun? Es beſteht ein gewaltiger Kontroaſt zwiſchen der
glänzenden Konjunktur der Landwirtſchaft und dem Elend
großer Maſſen der Verbraucher. Soviel ſoziales Ee-
fätn ſollte doch auch der deutſche Landwirt haben, daß er das

r.

en Mehl I Srotgetreide nicht den Schweinen, ſondern den deutſchen Arbeitern
handel J gibt. Jm Reichs wirtſchaftsrat aber hat man aus 1a n d
Gramn wirt aftlichen Kreiſen eine Erhöhung des Preiſes von

er Prei J 1606 Mk. für die Tonne verlangt. Das muß in dieſer Zeit un
erhört aufreizend wirken. Wir fordern im Gegenteil, daß endlich

uf Grund der Anfang wird mit einem Abbau der Preiſe, ſonſt muß
das deutſche Volk zugrunde gehen. Wir verlangen, daß endlich ein

nbezugs J mal die Jntereſſen der Arbeiter und Angeſtellten
die Brot mehr in den Vordergrund geſtellt werden. (Lebhafter Bei-

fall b. d. Soz.)
v Abg. Die z (Ztr.): Und fehlen nur die ausländiſchen Phos-

m 28. P vhare; die Düngemittel muſſen verbilligt werden. Durch ange
ne mitältigket meſſene Preiſe müſſen wir die Produktion heben.

Der eichsernährungsminiſter Dr. Hermes: Ueber die Min-
deſtpreiſe für die nächſte Ernte iſt noch nichts beſchloſſen, ſondern es
lie en nur Vorſchläge der t vor. Der endgültige
Beſchluß wird auf der Ernährungskonferenz in München gefaßt
werden, wo die Mindeſtpreiſe in Verbindung mit der Zwangs-
wirtſchaft behandelt werden ſollen. Freie Wirtſchaft für
das Getreide durchzuführen, wäre unverantwortlich.
Bei der Fleiſchwirtſchaft iſt es anders, und ſie hat ſich fur die Ar-

tag, den
Jnhaber

hr und
Perſon

a Pſ.
i v

bekannt J eiterſchaft ganz erträglich geſtaltet. Widerſpruch b. d. Soz.)
Steigerung der Jnnenpraduktion, geſteigertes Angebot von land-Februat wirtſchaftlichen Erzeugniſſen auf dem Weltmarkt wird zum Preis

Piil abbau führen.
und in Abg. Düwell (Komm.): Nicht dauernde Erhöhung der Ge-

treidepreiſe wird die landwirtſchaftliche Produktion fördern. ſon
d der Anbauzwang. (Stürmiſcher Widerſpruch rechts. Zuruf

reihts: Arbeiten Sie erſt ſoviel wie wir?) iniſter Hermes hat
abermals beſtätigt, daß die Ablieferung verſagt hat, wenn er auch
net t. das ſie vorſätzlich ſobotiert wird. Und da will uns
der Miniſter weißmachen (Vizepräſident Bell ruft den Red
mer zur Ordnung) daß durch ſeine Politik das Volk befriedigt wird.Me Intereſſen er Kleinbauern werden von Jvnen
nach rechts) nur angeführt, um für die Großagrarieret-
was herauszuſchlagen, denn die Prämijen fallen ja doch
nur den Großen zu. (Lebhafter Beifall b. d. Komn.)

Abg. Simon Schwaben (Soz.): Es war beſchloſſen worden,
daß die Fleiſchzwan bewirtſchaftung nur unter der Vorauſetzung
aunſgehoben werden ſollte, daß 1 Million Tonnen Getreide abge-
liefert werden. Vis heute iſt noch nicht 1 Million abgeliefert wor-
den Das iſt bezeichnend für die Sabotage ſeitens der Landwirt
daft. Ein weiteres Beiſpiel dafür iſt der eſchluß des Branden-
burgiſchen Landöundes vom 20. Januar d. Js., die Regierung bei
W Haferumlage in keiner Weiſe zu unterſtützen, ſondern vielmehrdie Verordnung mit allen Mitteln zu Falle zu bringen. And die

trat. Landbund, eine politiſche Organiſation, hat die Regierung in
e Kommiſſionstätigkeit eingeſchaltet und zahlt g Mk. Vermitt-

lungsgebühr pro Tonne in ſeine Kaſſe. Der Ernährungsminiſter
den Beweis erbracht, daß er ein Miniſter gegen die
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Ernä z e wir können zu ihm dein Vertrauen haven.
(Beifall b. d. Soz.)amit ſche die Ausſprache. Die Haushaltsförderungen
werden angenommen. Die Haferinterpellation ſoll auf Wunſch
der Regierung erſt am Montag verhandelt werden.

Reichswehrnirniſteriu t.
Bei der Einzelberatung werden wegen der ſchwachen Beſetzun

des zuſe alle ſtrittigen Abſtimmungen zurück geſtellt und au
Montag vertagt.

Abg. Kunert (U. S.): Die Auskunftsſtelle für Kriegsbe-
chädigte ſoll von der Heeresbücherei exmittiert werden. Dieſe

aßregel iſt ein Skändal, denn die Bücherei könnte bequem in
einen Nebenraum der Staatsbibliothek untergebracht werden. Es

andelt ſich um eine fröhliche Auferſtehung der alten Kriegsgaka-
mie, die man auf dieſe Weiſe hindurchſchmuggeln will.

Reichswehrminiſter Geßler: Jch anerkenne die Kritik des
Haushalts Ausſchuſſes und werde für weſentliche Erſparniſſ ſor-
gen. Das Nachweisbureau war nur als Uebergangseinrichtung
gedacht; der Abbau hat ſich leider verzögert.

bg. Simon -Franken (A. Soz.): Wird die Nachweisſtelle
nun endgültig abgebaut?

Reichswehrminiſter Geßler: Die Sache hängt nicht allein
von mir, r auch vom Herrn Miniſter des Jnnern ab.

öwenſtein (U. S.): Die Bücherregale in der Kriegs-
akademie ſtehen zum großen Teil leer.

Abg. v. Gall witz (Dn.): Jn der Kriegsakademie befinden
ſich bercits 350 000 Bücher.

Abg. Kunert (U. S.): Meine Fraktion bleibt bei ihrem
Standpunkt.

Die Abſtimmung wird, da ſtrittig, ausgeſetzt. Die Titel, bei
denen keine Anträge vorliegen, werden debattelos angenommen.

Abg. Seidel (U. S.): Die Rachrichtenabteilungen der
Reichswehr beſpitzeln nicht nur Reichswehrangehörige, ſondern
auch Zivilperſonen, beſonders Angehörige der Arbeiterſchaft.

Reichswehrminiſter Geßler: Jch gab bereits im Sommer die
ſtrikte Anweiſung auf Aufhebung aller Nachrichtenſtellen und f
Celdverweigerung für Spitzel. Bis auf einen Fall, bei dem ich
die ſchuldigen Offiziere entließ, iſt dieſem Befehl nachgekommen
worden. (Lachen auf der Linken.Abg. Schöpflin (Soz.): An Bayern wird ſpyſtematiſche
Spitzelarbeit geleiſtet; das Vorgehen des Generals von Hoehl in
dieſer Beziehung iſt eine Sauwirtſchaft.

Präſident Löbe: Herr Abgeordneter: Der Ausdruck „Sau-
wirtſchaſt“ iſt unparlamentariſch.

Abg. Se idel (U. S.). Durch den Befehl des Miniſters iſt es
erwieſen, daß ſolche Stellen beſtanden haben.

Reichswehrminiſter Geßler: Die Spitzelwirtſchaft iſt mir in
ticfſter Seele verhaßt.

Darauf werden die einzelnen Kapitel des Haushalts, zu denen
keine Anträge oder Entſchließungen vorliegen, ohne weitere Uus-
ſprache angenommen. Das Haus vertagt ſich auf Mont g.
3 Uhr: Mündliche Berichte des Geſchäftsordnungsausſchuſſes, dritte
Beratung des Notetats und des Haushalts des Reichsernährungs-
miniſteriums, Haſerinterpellation, Geſetz über Betriebsbilanz, Jn-
terpellation über Oberſchleſien. Schluß: 32 Uhr.

e

Kohlenprelserhöhung.

Der Reichskohlenverband und der große Ausſchuß des
Reichskohlenrates hatten ſich in ihrer letzten Sitzung mit er
neuten Anträgen auf Kohlenpreiserhöhungen zu beſchäf-
tigen. Für das rheiniſch-weſtfäliſche Kohlenſyndikat wurde
eine Preiserhöhung von 25 Mk. je Tonne beantragt und auch
beſchloſſen. Staatsſekretär Profeſſor Dr. Hirſch erhob im
Auftrage der Reichsregierung gegen dieſen Beſchluß Ein-
ſpruch und begründete ihn. Nach der Ausſprache fand ein
Antrag Annahme, daß in Kürze eine Vollverſammlung des
Reichskohlenrates einberufen werden ſoll, in welcher dieReichsregierung ihre Haltung in der Kohlenpreisfrage ein

ehend darlegen ſoll. Ein Antrag des niederſächſi-wen Kohlenſyndikats auf eine Preiserhöhung von 18,40

Mark pro Tonne fand ebenfalls Annahme; er wurde indes
mit der gleichen Begründung durch Vertreter des Reichswirt-
ſchafts miniſteriums beanſtandet. Anträge des mittel-
deutſchen und oſtelbiſchen Braunkohlenſyndikats auf
Preiserhöhungen von 3,70 Mk. je Tonne Rohkohle und 12,70
Mark je Tonne Briketts finden ſchließlich unbeanſtandet An-
nahme, nachdem ein Antrag auf eine weitergehende Preis-
erhöhung von 6 bzw. 19,70 Mk. mit Einſpruch bedroht und
zurückgezogen worden war.

Agrariſche Dreiſtigkeiten.
Der „Voſſiſchen Zeitung wird aus Breslau gemeldet:
Am Donnerstag vormittag wollte die ſchleſiſche Land

wirtſchaftskammer im Breslauer Landeshauſe anläßlich
ihres 25 jährigen Jubiläums eine Vollverſammlung abhal-
ten. Auf einer beſonderen Valluſtrade wohnten ihr Ver-
treter der ſtädtiſchen ind Regierungsbehörden bei. Jn
ſeiner Rede wandte ſich der Vorſitzende, Geheimer Regie-
rungsrat Klitzing, insbeſondere gegen die neue Steuergeſes-gebung, und kam dann auf den Ertatſer u ſprechen. Das

geſamte Haus erhob ſich hierbei, auch ein Teil der anweſen-
den Regierungsräte, dagegen blieben der Breslauer Ober-
bürgermeiſter Dr. Wagner, der e Jaenicke
und der kommiſſariſche Oberpräſident für Oberſchleſien,
Bitta, ſitzen. Darauf ertönten ſtürmiſche „Raus“ Rufe,
Jaenicke und Wagner wurden zum Verlaſſen des Saales
gezwungen. Bitta ſtand nvich. auf, blieb aber im Saale.
Später erklärte Klitzing, der ſeine Rede mit dem Rufe:
„Mit Gott für König und Vaterland“ geendet hatte, ſich
bereit, über den ihm vorgeworfenen Bruch des Gaſtrechts
in der Verſammlung eine entſchuldigende Erklärung abzu-
geben, was er dann auch tat. Darauf n er die Regie-
rungsvertreter mit Bitta und dem inzwiſchen hinzuge-
kommenen niederſchleſiſchen Oberpräſidenten Zimmer, der
urſprünglich auf der Verſammlung die Rede halten ſollte,
gemeinſam das Landeshaus.

Rohfzen.

Der Berliner Oberbürgermeiſter beſtätigt. Wie die
Blätter aus dem Berliner Rathaus erfahren, hat das
Staatsminiſterium die Wahl des le Kämmerers

tätigt.Böß zum Oberbürgermeiſter von Berlin be
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Flugpoſt Berrn Dresden. Vom 1. Februar an eröffnet du
Deutſche Luft-Reederei, Berlin, einen täglichen Flugpoſtdienf
Berlin--Dresden, ab Berlin 3.0, an Dresden 4.30, zurück ab Dres,
den 8.15, an Berlin 9.45. Jn Berlin beſtehen gute Anſchlüſſe ar
die Flugpoſt von und nach Braunſchweig Dortmund.

Das preußiſche Staatsmin ſterium hat beſchloſſen, Staats
miniſter a. D. Dr. Drews zum Präſidenten des Oberverwaltungs.,
gerichts zu ernennen.

Betriebsräte im Aufſichtorat. Wie der „Vorwärts“ von
unterrichteler Seite hört, iſt der Entwurf über die Teilnahme der
Betriebsräte im Aufſichtsrat im Reichsarbeitsminiſterium bereit
fertiggeſtellt und wird dem ſozialpolitiſchen Ausſchuß des Reichs
tages demnächſt zugehen.

Erhöhung der Wöchner nnenbeihilfe. Sämtliche Parteien de
Reichstages haben einen Antrag eingebracht, der die Vorlegung
eines Geſetzentwurfes verlangt, der eine der Geldentwertung ent.
ſprechende Erhöhung der Wöchnerinnenbeihilfe vorſieht.

Der u Lerond. Nach einer Meldung des Berliner
„Lok.-Anz.“ erfährt die „Schleſiſche Ztg.“ von zuverläſſiger Seite,
daß General Lerond an die nichtfranzöſiſchen Mitglieder der Jn-
teralliierten Kommiſſion einen Runderlaß gerichtet hat, in dem er
ſich gesen Jndiskretionen ve e engliſcher Offiziere wendet.
Er droht jedem engliſchen izier, der es noch einmal wagen
würde, ſchriftlich oder perſönlich mit irgend jemand aus der Be
völkerung in Berührung zu treten, mit ſofortiger
Ablöſung von ſeinem Poſten.
aſf Lloyd George hat Paris am Sonntag vormittag ver-
aſſen.

Die griechiſche Geſandtſchaft in Berlin dementiert in
Auftrage ihrer Regierung offiziell und kategoriſch die neuer-
dings in einem Teil der europäiſchen Preſſe aufgetauchten
Nachrichten über eine angebliche Niederlage der griechiſchen
Truppen in Kleinaſien. Dieſe Nachrichten hätten lediglich
tendenziöſen Charakter und entbehren jeder Begründung

Orientfragen. Sowohl die Türkei als auch Griechenland
haben die Einladung, Vertreter zur Londoner Konferenz zur Er
Irterung der Orientfragen zu entſenden, angenommen.

Alter
Sämtliche hier angezeigte Bücher und Schriften können, wie überhaupt jedes
andere Vuch, durch die Buchhandlung der „Volksſtimme“ Gr. Ulrichſtraße 27

bezogen werden.

„Wohnungsgenoſſenſchaft gegen Wohnungsnot.“ Die Haupt-
urſache unſerer ſozialen Not iſt die Wohnungsnot, und nur deren
Beſeitigung kann uns dauernden und wirklichen Frieden bringen.
Zwar wurde durch die Höchſtmietenverordnungen dem ärgſten
Mietswucher ein Riegel vorgeſchoben, aber der Mangel an Woh-
nungen wurde damit nicht behoben: Die Schrift des Genoſſen
Engler, deſſen Referat zu dieſem Thema auf dem letzten Partei
tage weit über unſere Partei hinaus Beachtung fand, behandelt
die Wohnungsfrage ausführlich. Sie weiſt nach, daß das private
Kapital bei der Behebung der Wohnungsnot unter den heutigen
Verhältniſſen unbedingt verſagen muß und daß nur die gemein-
wirtſchaftliche Verwaltung nicht nur des Bodens ſondern auch des
Wohnungsweſens, Hilfe bringen kann. Auch in den Kreiſen
ſolcher Bodenreformer, die nicht auf dem Boden unſerer Partei
ſtehen, dringt allgemach die Anſicht durch, daß die wichtigſte ſoziale
Frage der Gegenwart, die Wohnungs und Siedlungsfrage, nur
durch Sozialiſierung auf genoſſenſchaftlicher
Grundlage zu. löſen iſt. Jm bevorſtehenden Wahlkampf wird
auch dieſe Frage, die jedermann angeht, eine Rolle ſpielen und
deshalb empfehlen wir unſeren Parteigenoſſen die richtung- und
wegzeigende Schrift, die im Verlage „Vorwärts“ erſchienen iſt,
ſich zu eigen zu machen.

Jm Verlag „Neues Vaterland“, Berlin W. 62, iſt dieſe Bro-
ſchüre „Schwarze Schmach und ſchwarz-weiß-rote Schande“ von
L Janaſch erſchienen, in der geſchildert wird, wie auch nach
der Revolution die Haßpropaganda unſerer Alldeutſchen und
Militariſten alle Fehler der Entente künſtlich aufbauſcht, mit
Proteſtgeſchrei beantwortet und ſie für unſer ganzes Elend ver-
antwortlich macht, während doch in Wirklichkeit die alkl-
deutſche Kriegspolitik uns nach Verſailles geführt hat
und ſeit Waffenſtillſtand die n r Deutſch-lands, durch Kapitalflucht, ucher und Neumili-
tarismus viel ſyſtematiſcher betreibt als irgendeine Maß-
nahme der Entente es tut. Es wird geſchildert, wie die mili-
tariſtiſchen Hyänen des Krieges ſich in Hyänen der Niederlage
gewandelt, jede Möglichkeit erſpähend, dem deutſchen Volk den
Fang zu geben, um es aufs neue durch völlige Erſchöpfung ins
autokratiſche Joch zu beugen; ſie ſind es, die jede ehrliche Füh-
lungnahme mit dem Auslande, jede Entgiftung der internatio-
nalen Atmosphäre verhindern, damit Völkerbundſtimmung
nicht aufkommen kann, damit auch im Ausland die Militariſten
geſtärkt werden, ihnen Gelegenheit gegeben wird, ſich auf das
noch immer kriegeriſche Deutſchland militäriſch einzuſtellen. Die
Broſchüre ſchließt mit einen warmen Appell an das deutſche
Volt, endlich ſeine Verführer und Verderber abzuſchütteln, ſeinen
n Führern zu folgen, d. h. denen, die für ehrliche Völker-
verſtändigung eintreten, durch die allein der Wiederaufbau
Deutſchlands, Europas möglich wird.

Brieftaſten der Redaktion.

A. R. in St. Nach einem Erlaß des Miniſters Häniſch müſſen
Bilder entfernt werden, welche die noch lebenden Hohenzollern
darſtellen. Von den übrigen Hohenzollernbildern iſt nur das Ver
bleiben der Gemälde geſtattet, die einen dauernden, künſtleriſchen
Wert repräſentieren. Wenden Sie ſich an die Gemeindevertreung,
wenn das nichts hilft, an den Kreisausſchuß.

A. R. Grünewalde. Es gibt für Berichterſtatter eine Ent
ſchädigung, die ſich nach der Druckzellenzahl richtet. Notieren Sie
ſich aber die Anzahl der von Jhnen geſchriebenen Druckzeilen und
der Zeitungsnummern, in denen die Nachrichten wiedergegeben
wurden. Schicken Sie uns nach einiger Zeit die Zuſammenſtellung.
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Material für den Wahlkampf.
der Moore.

Großzügige Pläne des Preußiſchen Landwirtſchafts
miniſteriums.

Der amkliche preußiſche Preſſedienſt teilt mit:
Jm Pre

miſſion zu ihrer 78. Sitzung zuſammen.
Beratungen wöes Landwirtſchaftsminiſter Braun
längeren allgemeinen Ausführungen auf die weitrei
Bedeutung hin, die eine geſteigerte Erſchließung der Moore
für unſere Ernährungslage hat, aber auch auf die ſtarken
Schwierigkeiten mit denen die Moorkultur unter den gegen
wärtigen Verhältniſſen kämpfen muß. Die Koſten für die
Umwandlung der Moorflächen, namentlich der großen noch
unkultivierten Hochmoore im Oſten und Weſten des Landes
in ertragreichen Kulturboden, ſind heute ungefähr achtmal
ſo hoch als früher: ſtatt 600——800 Mark koſtet 1 Hektar heute
5000--6000 Mark. So kommt es, daß allein die Fertig-
ſtellung der bereits in Angriff genommenen Kultivierung
fiskaliſcher Moore, für die im Jahre 1913, ein Betrag von 12
Millionen Mark ausgeworfen wurde, im vorigen Jahre mit
weiteren 17 Millionen veranſchlagt wurde, heute aber auch
dieſe Erhöhung nicht mehr ausreicht. Um trotzdem das große
Werk nicht halbvollendet liegen zu laſſen, ſoll für dieſe Ar-
beiten die produktive Erwerbsloſenfürſorge
herangezogen werden, aus deren Mitteln weitere 10 Mil-
lionen hen ſollen. Der Minjſter kündigte ferner an, daß
er entſchloſſen ſei, die im Oſt en des Landes gelegenen fis-
kaliſchen Hochmoore in der gleichen Weiſe mit den
Hilfsmitteln der modernen Hochmoorkultur in Nutzland
umzuwandeln., wie dies im Weſten bereits geſchieht. Hier-
für iſt zunächſt der große Moorbruch bei Labiau in
Ausſicht genommen. Die Meliorationsprojekte ſind gaus-
gearbeitet und die Kultivierung des Moorbodens ſoll mit
Kraftgeräten in Angriff genommen werden. Freilich iſt
dies eine Arbeit, deren Vollendung Jahre in Anſpruch
nehmen wiro. Aber dann wird auch ein Wert geſchaffen
ſein, das ſich in den Erträgniſſen der deutſchen Landwirt-
ſchaft und damit in der Ernährung unſeres Volkes auf das
Rutzbringendſte auswerten wird.

Nach der Rede des Miniſters erfolgte auf der Grundlage
eines Berichtes über die Hilfs mittel für die Drä-
wie rung der Moorböden eine lebhafte Ausſprache
Darin ſpielten eine Hauptrolle die Erfahrungen, die man in
Oſtfriesland mit der oſtfrieſiſchen Klapp-Dränage und
in Freiſtadt mit der von Lepelſchen Klapp-
Dräna ge gemacht hat. Die Bedenken, die gegen dieſes Ver-
fahren zum Teil geltend gemacht wurden und der Wunſch
wach ausgiebigen Experimenten veranlaßten den Miniſter zu
dem Hinweis, daß zu Experimenten keine Zeit
mehr ſei. Das Siedlungsbedürfnis müſſe durch
Kultivierung der Moore auf einem raſchen und
ſicheren Wege befriedigt werden. Wenn die Klapp-Drä-
nagen zu unſicher ſeien, müſſe man eben bei der bewährten
Röhren-Dränage bleiben. Schließlich kam man zu der
Einigung: Es bleibt bei der Röhren-Dränage, wo die Ma-
ſerialzufuhren nicht all zu große Koſten verurſachen und die
Klapp-Dränage nicht ratſam iſt. Moore im Hinterlande
die ſich für KlappDränage auf Grund der Urteile von Sach
verſtändigen eignen, werden nach dieſem Verfahren für die
Bewirtſchaftung aufgeſchloſſen.

Die Deutſchnationalen und die Deutſche Volkspartei
und. das Siedlungsweſen.

Dem Genoſſen Braun wird vorgeworfen, daß er die
nete Koloniſation ſabotiere. Demgegenüber iſt es inter-
effant, einige Zahlen zu vergleichen. Jn einem Menſchenalter
hat das alte reaktionär regierte Preußen 40 000 Kleinſted-
lungen mit ungefähr 500 000 Hektar Fläche geſchaffen, einen
großen Teil davon nur aus dem Beſtreben der Bekämpfung
des Polentums nach hakatiſtiſchen Rezepten und unter An-
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bringung zahlreicher Schikanen für den neuen Siedler. Das
neue Preußen hätte, wenn es das gleiche Tempo hätte ein
halten wollen, in zwei Jahren etwa 2620 Stellen mit 40 000
Hektar Fläche anlegen müſſen. Jn Wirklichkeit ſind gehe
worden vom 1. Januar 1919 bis Mitte November 1092
55 800 Siedlungen mit 80 000 Hektar Fläche. Alſo mehr als
das Zwanzigfache an Siedlungen im Vergleich zum alten
Preußen. er unter dieſen Umſtänden dem Miniſterium
und ſeinem ſozialdemokratiſchen Leiter den Vorwurf macht,
daß ſie die Siedlung erſchweren, der beugt die Wahrheit.
Dabei iſt es gleichgültig, ob er das tut, weil er es nicht
beſſer weiß, oder weil er es nicht beſſer wiſſen will.

zwei Jahre republi'aniſches Miniſterium
des Jauern.

Nachdem wir vor einiger Zeit die Arbeit des ſo
zial demokratiſchen Landwirtſchaftsminiſters Braun ge
r haben, können wir an der politiſchen Arbeit
des Miniſteriums des Jnnern, das jetzt unter der Lei-
tung des Gen. Severing ſteht, nicht vorübergehen.
Von beſtunterrichteter parlamentariſcher Seite wird
uns die nachfolgende Ueberſicht zuſammengeſtellt, die
ein Ruhmesblatt in der Geſchichte der deutſchen So-
zialdemokratie hell beleuchtet und weiten Kreiſen, die
über die Republik nörgeln und ſchimpfen, zeigen kann,
was geleiſtet worden iſt.

I.

Das preußiſche Miniſteriums des Jnnern war bis zur
Revolution der Hort ſchwärzeſter Reaktion in Preußen. Es
war das Polizei-Miniſterium, die Exutive der brutalſten
Willkür im Polizeiſtaat. Es war der halb von ungeheuerer
Bedeutung,. daß nach der Revolution unſere Partei ſich dieſes
Miniſterium eroberte, um von hier aus endlich eine all-
mähliche Demokratiſierung der bis in die Knochen feudalen
und arbeiterfeindlichen preußiſchen Verwaltung in Angriff
zu nehmen. Natürlich konnte dies nicht ſo ſchnell und durch
greifend geſchehen, wie wir alle es wünſchten. Der aller-
größte Teil der höheren preußiſchen Beamten beſtand infolge
der ſorgſamen politiſchen Ausleſe durch das alte Regim, aus
Reaktionären ſchärfſter Tonart. Die ſozialdemokratiſchen
Miniſter aber hatten das Geſetz ſelbſtverſtändlich zu reſpek
tieren und durften nach ihm nur die hohen politiſchen Be
amten, wie Unterſtaatsſekretäre und Miniſterialdirektoren
z Dispoſition ſtellen. Die übrigen Beamten, die nur im

isziplinarwege aus ihren Poſten entfernt werden können,
mußten im Amte gelaſſen werden, ſolange ſie nicht durch
offene Auflehnung ihre Pflichten verletzten. Die im Stillen
geübte Sabatoge allein war nicht zu faſſen, und erſchwerte
die Arbeit des Miniſters außerordentlich. Aber dort, wo die
Beamten ſich dem neuen Kurs nicht fügen wollten, ſo
Landräte, Regierungspräſidenten, Oberpräſidenten und a. m.
wurden ſie im Laufe der Zeit durch moderne Beamte, P
aus den Reihen der Sozialdemokratie, erſetzt. Die Arbeit
des Miniſteriums des Jnnern wurde außer durch die Un
gleichheit des Beamtenkörpers ſelbſtverſtändlich durch die
andauernden politiſchen Kämpfe, durch die Putſchverſuche der
äußerſten Rechten und die Hetze der äußerſten Linken, die
taum jemals zum ruhigen Schaffen kommen ließ, gewaltig
erſchwert. Es war daher kein kleines Werk, das in dieſer
ununterbrochenen unruhigen Zeit, zwiſchen Streiks und
Kämpfen, das Miniſterium des Jnnern die Preußiſche
Verfaſſung geſchaffen und unter ſchweren parlamen
tariſchen Kämpfen auch im Landtag als Geſetz durch-
ebracht hat. Die Verfaſſung legt die republikaniſche Staatsſern reußens endgültig feſt in der die Geſamtheit des

Volkes Träger der Staatsgewalt iſt und nicht mehr wie
früher vor der Revolution ein allmächtiger Monarch nach
Launen und Gutdünken mit dem Schickſal eines Millionen-
volkes umſpringen kann. Die oberſte Behörde des Staates
iſt nunmehr das Staatsminiſterium, das zu ſeiner Amts-
führung insgeſamt und für jeden einzelnen Miniſter des
Vertrauens des Volkes bedarf, das dieſes durch den Land
tag bekundet. Jn der Verfaſſung iſt auch eine weitgehende
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Iragen noch echt in

Selbſtverwaltung de pProvinzen vorgeſegen.
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kratiſchen Republik gelegt und das lk wird ſich dieſe
Freiheit allen monarchiſtiſchen Regktionären und kommu
niſtiſchen Diktaturliebhabern zum Trotz für alle Zeiten zu
erhalten wiſſen.

Sozialiſtiſche vo und der
Von der ſozialdemokratiſchen Fraktion wurde der Antrag

geſtellt, das renhausſteue vom 18. Juli 1900 dahin-
gehend zu ändern, daß die nſumvereine davon
ausgeſchaltet werden. Jm Ausſ wurde dieſer Zweck er
reicht, indem dem 8 1 folgender Abſatz 5 angefügt wurde.

r denen die Befreiungsvorſchrift desS 36 Abſatz 5 des mſatzſteuergeſetzes vom 26. Juli 1918
(Reichsgeſetzblatt S. 779) zuſteht, ſind vom 1. April 1919 an
mit ihrem geſamten Umſatz von der Warenhausſteuer frei
zulaſſen.“

Was taten die Unabhängigen. Jm Plenum erklärten ſie,
wir ſeien von unſeren Grundſätzen abgewichen! Dabei han-
delte es ſich nur darum, die Wirkung der Warenhausſteuer,
ſoweit ſie der Ausdehnungsmöglichkeit der Konſumvereine
hindernd in den r zu beſeitigen. Den Unabhängigenwar auch bekannt, daß wir im Ausſchuß prinzipiell für die
Beſeitigung der Warenhausſteuer eingetreten waren.

ließlich ſtimmten ſie doch für den Antrag, um wenig-
ſtens etwas zu retten, wie ſie upteten.

U. S. P. und Severing,.
Jm Hauptausſchuß der Landesverſammlung führte bei

Beſprechung der Sicherheitspolizei der unabhängige Abge-
ordnete Leid aus:

Die Polizei ſoll ein Organ ſein, lediglich zur n rn
erhaltung von Ruhe und Ordnung im Land, frei von Politit
und Militarismus. Jch erkenne an, daß Miniſter Severing
ernſtlich n iſt, eine ſolche zur Durchführung zu
bringen. r Fehler iſt nur, daß die Ausführung ſeiner
Anordnungen Beamten vom alten Schlag überlaſſen bleibt,
ſo daß keine Garantie gegeben iſt, daß die Anordnungen des
Miniſters in ſeinem Sinne ausgeführt werden.

Oberſchleſier!
Nur noch wenige Tage,
dann iſt die Friſt zur Eintra-
gung in dieStimmliſte unwieder-

bringlich verſtrichen.

Wendet Euch ſofort
an die nächſte Ortsgruppe der

Vereinigten Verbände
heimatstreuer Oberſchleſier
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Halle, Montag, 31. Jannar 1921.

Purtel Angelegenheiten

Sozialdemokratiſcher Verein Halle. Donnerstag, den
z. Februar, abends 8 Uhr, für ſämtliche Diſtrikte Diſtriktsverſamm
tung. Die Tagesordnung: Wahlvorbereitung, erfordert
allgemeines Erſcheinen.

Achtung 12. und 13. Diſtrikt! Unſere Monatsverſammlung
findet bereits heute Abend 8 Uhr in der Aktienbraueret,
Deſſauer Straße, ſtatt. Alle Genoſſinnen und Genoſſen müſſen der
wichtigen Tagesordnung halber erſcheinen.

Aus dem Glgdttreis.
Halle, 31. Januar 1921.

„vörſing iſt beſoffen“.
Notizen mit dieſer geſchmackvollen Ueberſchrift machen gegen

wärtig die Runde durch die ganze bürgerliche Preſſe und natür
lich auch durch die kommuniſtiſche. Haben ſchon jemals die Kom-
muniſten ein Bündnis mit den bürgerlichen Hetzern ausgeſchlagen,
wenn es galt einen beamteten Sozialdemokraten, dem ſachlich
nicht beizukommon iſt, vor aller Oeffentlichkeit in den Kot zu
iehen?

Jn Halle bleibt es das „Verdienſt“ der ſich demokratiſch
nennenden „SaaleZtg.“, den neuen ſchmutzigen Feldzug gegen
unſeren Genoſſen Hörſing eröffnet zu haben. Geſtützt auf den
WIVB.-Reichstagsbericht wurde den bemitleidenswerten Leſern ein
herrliches Senſatiönchen zurechtgemacht. Von dieſem Organ bis
zur deutſchnationalen, von uns ſchon oft gebührend gekennzeichneten
„Halleſchen Zeitung“, haben alle dieſe tapferen Strategen den
„prächtigen Fall weidlich ausgeſchlachtet. Daß der „Klaſſen-
tampf“ dabei nicht fehlte, iſt nur ein weiterer Beweis für die
geiſtige Beſchaffenheit dieſes Kommuniſtenblattes. Wir ſtehen
in der Wahlbewegung und da iſt für den politiſch Ein
ſichtigen manches verſtändlich. Zeitungen, die nur mit perſönlichen
hetzen ihre Spalten füllen, bekommen zu ſolchen Zeiten eine Art
von Veitstanz.

Wir haben bisher über die vom WTVB. veröffentlichten und
völlig irreführenden Darlegungen von der betreffenden Reichs
tags zene noch keine, Zeile gebracht, weil wir uns erſt einmal einen
objektiven Bericht über den ganzen Sachverhalt verſchaffen wollten.
Vom erſten Augenblick an war es uns natürlich vollkommen klar,
daß die in den bürgerlichen und kommuniſtiſchen Zeitungen ge
gebene Darſtellung nichts als ein plum per Wahlſchwindel
iſt. Adolf Hoffmann mußte den Kommuniſten die fehlende
Wahlparole beſchaffen, und darauf ſind nun ehrliche und un
chrliche Gegner der Sozialdemokratie hereingefallen. Erſtere viel
leicht ohne und letztere mit Abſicht.

Wie war nun der wirkliche Vorgang in der fraglichen Reichs
agsſitzung:

Jm Reichstag war es am letzten Tage der Juſtizdebatten zu
Tumulten gekommen, in welche die Kommuniſten auch Hörſing
verwickelten. Der witzige“ Adolf Hoffmann benutzt die Gelegen
heit und ruft, zu der Journaliſtentribüne gewendet: „Hörſing
iſt beſoffen!“ Adolf Hoffmann kennt die journaliſtiſchen Be
dienten der reaktionären Preſſe. Prompt wird der Ruf aufge
nommen. Er findet in der Skandalpreſſe, von der „Deutſchen Zei-
tung“ angefangen bis zum letzten Provinzkläffer ein vielfaches

e.

Wie ſchön läßt ſich am Stammtiſch bei Vollbier und Wein-
pullon über den beſoffenen toten Oberpräſidenten witzeln! Jene
u den kennen ihre Leute und wiſſen wie man Wahlſtimmung
macht.

Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktkon
hat die Journaliſten der Rechten im Reichsdag zu hoch eingeſchätzt;
Adolf Hoffmann kennt ſie beſſer. Um aber allen weiteren Legen-
denbildungen vorzubeugen, ſendet der Vorſtand der ſozialdemo-
kratiſchen Fraktion uns folgende Erklärung:

Der Abgeordnete Adolf Hoffmann hat in der Sitzung
des Reichstags vom 26. Januar den Abgeordneten Hörſing
durch den mehrmals laut wiederholten Zwiſchenruf, er ſei be
trunken, herabzuwürdigen verſucht. Da wider Erwarten
ein geringer Teil der Preſſe über dieſen auf allen Seiten des
Hauſes als einen unanſtändigen Verdächtigungsver-

Beilage zur Volksſtimme.
u ſch angeſehenen Ruf Hoffmanns in ernſthafter Weiſe berichtet
hat, erfordert die Wahrheit feſtzuſtellen, daß die Zwiſchenrufe
des Abg. Hoffmann nicht nur unanſtändig, ſondern auch un-
begründet waren.

Einige ſozialdemokratiſche Abgeordnete haben uns außerdem
noch eine Erklärung übermittelt. Sie lautet:

Jn der Sitzung des Reichstags vom 26. Januar 1921 hat
der kommuniſtiſche Abgeordnete Adolf Hoffmann dem Ab-
geordneten Hörſing BVetrunkenheit vorgeworfn. Dieſer Vor
wurf iſt bereits am Tage uf von der rechtsſtehenden Preſſein gewohnter Weiſe ernſt worden.

Die Aufmachung wie der Jnhalt dieſer Mittellungen in der
Rechtspreſſe laſſen die Abſicht klar erkennen. Man will die
kommuniſtiſche Beſchimpfung zu Wahlz wecken mißbrauchen.
Das veranlaßt uns, öffentlich zu erklären, daß der Abgeordnete
Adolf Hoffmann aus politiſchem Haß gegen den ehemaligen
Reichskommiſſar für Oberſchleſien und jetzigen Oberpräſidenten
der Provinz Sachſen in öffentlicher Reichstagsſitzung eine Ver
leumdung ausgeſprochen hat. Es iſt die an Adolf Hoff
mann gewohnte Taktik der parlamentariſchen Wege-
lagerei mit dem Ziele, den politiſchen Gegner herunter-
zureißen.

Man verſteht recht gut das innige Zuſammenwirken zwiſchen
der deutſchnationalen Preſſe und Adolf Hoffmann. Unver-
ſtändlich würde es aber bleiben, wenn auf
dieſen plumpen Trick vernünftige Leute
hineinfallen würden.

Berlin, 27. Januar 1921.
Die ſozialdemokratiſchen Reichsiagsabgeordneten

der Provinz Sachſen.
Beims. Bender. L. J. Silberſchmidt. P. Reißhaus.

Krüger (Merſeburg).
Werden die halliſchen Zeitungen ſoviel journaliſtiſchen An

ſiand aufbringen und ihren Leſern nunmehr den wahren Sach-
verhalt mitteilen? Unſer Magdeburger Parteiorgan, die „Volks-
ſtimme“, fügt ihrem Bericht über dieſe Geſchichte folgende Zeilen
an: Vielleicht hat man in bürgerlichen Kreiſen für dieſe poli-
tiſche Entgleiſung in die Goſſe hinein doch einiges Verſtändnis.“
Wir wollen hoffen, daß ſie ſich in dieſer Erwartung nicht täuſcht.

Zum Diſziplinarverfahren gegen Driebuſch.
Gen. Ad. Thiele ſchreibt uns:
Werte Redaktion! Sie haben Jhren Leſern mehr ver

ſprochen, als ich zu halten vermag; denn das geſamte Material
gegen Herrn Driebuſch heute zu veröffentlichen, iſt nicht angängig.
Wohl aber mag die Oeffentlichkeit nunmehr wenigſtens erfahren,
welchen Anlaß Herr Driebuſch benutzt hat, um ſeit vier Monaten
als Mitglied des Kreisausſchuſſes zu ſtreiken. Jn der Kreisſpar
kaſſe war eine neueingerichtete Abteilung mit einem Hilfsarbeiter
zu befetzen. Zwei gleichgeeignete Bewerber kamen in Frage.
Beide find ſeit Jahren in der Kreisſparkaſſe tätig. Der Direktor
der Sparkaſſe und der Betriebsrat entſchieden überein-
ſtimmend für den einen, weil er der Dienſtältere war. Jm Kreis-
ausſchuß trug ich die Angelegenheit kurz vor. Herr Driebuſch ver
warf jedoch den Gewählten und beantragte die Wahl des anderen.
Der Hinweis auf den Beſchluß des Betriebsrates blieb erfolglos.
Auch die Feſtſtellung, daß es ſich bei der Angelegenheit nicht um
eine Beſchlußſache handle ſondern nur um eine Mitteilung zur
Kenntnisnahme, weil der Kreisausſchuß zwar über die Anſtellung
der Beamten, nicht aber über die Verwendung der Hilfskräfte zu
entſcheiden habe, machte auf Herrn Driebuſch keinen Eindruck.
Da er keinen Grund für ſein Verlangen anzuführen wußte, holte
ich das nach, indem ich darauf hinwies, daß der Gewählte aller
dings das Verbrechen begangen habe, nach den Märztagen
aus der Partei der Unabhängigen ausgeſchieden zu ſein, während
der Schützling des Herrn Driebuſch der kommuniſtiſchen Partei
angehöre. Herr Driebuſch konnte dieſe Feſtſtellungen zwar nicht
widerlegen, machte auch nicht einmal den Verſuch dazu, forderte
aber die Abſtimmung über ſeinen Antrag der dann auch mit
drei gegen zwei Stimmen zwei Ausſchußmitglieder fehlten
angenommen wurde. Nunmehr beanſtandete ich den Beſchluß,
weil der Kreisausſchuß damit ſeine Befugniſſe überſchritten habe.
Wie ein Wilder tobte Herr Driebuſch auf, warf mir Selbſtherrlich
keit und andere ſchöne Sachen an den Kopf, ſchlug auf den Tiſch,
kurz: er henahm ſich wie ein recht jugendliches Menſchenkind. Nach
dem er die Kraft ſeiner Lunge genügend erprobt hatte, verließ er
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den Sitzungsſaal, und ſeine heiden Freunde folgten ihm. Seitdem
hat er keine Kreisausſchußſitzung mehr heſucht. Klage gegen meine
Beanſtandung des Beſchluſſes hat er, wie ausdrücklich bemerkt ſein
mag, nicht erhoben. Herr Driebuſch glaubte mich empfindlicher
zu treffen durch Fernbleiben von den Ausſchußſitzungen. Er wußte,
daß Herr Hähn Ammendorf wegen Krankheit beurlaubt war. Ohne
ihn konnte ich eine beſchlußfähige Sitzung nicht abhalten. Der
Streik bezweckte deshalb meine G. khäftsführung lahmzulegen.
Herr Driebuſch hatte freilich nicht mit dem Pflichtgefühl des Herrn
Hähn gerechnet, der Ende Oktober und Anfang September trotz
ſchweren Leidens zweimal die weite Reiſe von ſeinem am Rheine
gelegenen Kurorte aus unternahm, um den Kreisausſchuß beſchluß-
fähig zu machen. Für nächſten Donnerstag iſt Herr Driebuſch
wiederum zu einer Sitzung des Kreisausſchuſſes geladen worden.
Er weiß, daß in einer Sache unbedingt Beſchluß gefaßt werden
inuß, wenn dem Kreiſe nicht ganz beträchtliche finanzielle Ver
luſte erwachſen ſollen. Grundſätzlicher Art kann die Weigerung
mit mir zu arbeiten nicht ſein, denn Mitte Dezember hat Herr
Driebuſch an einer Kreistagsſitzung unter meinem Vorſitze teil
genommen, und ſeine Redefreudigkeit war unvermindert. Vor
beſonderem Jntereſſe an dem Vorfalle iſt, daß ſonſt die Partei des
Herrn Driebuſch nicht müde wird in der Forderung, den Betriebs-
räten müſſe noch viel mehr Einfluß eingeräumt werden, als es
durch das Betriecbsrätegeſetz geſchieht. Hier nun, wo der Betriehs-
rat entſchieden hatte, ſetzte Herr Driebuſch die äußerſte Kraft ein
die Entſcheidung hinfällig zu machen. Geſetzt den Fall, der Be
triebsrat hätte dem Wunſche des Herrn Driebuſch entſprochen und
ich hätte dem Beſchluſſe mich nicht unterwerfen wollen, wie wäre
es mir dann wohl ergangen“ Die Flut an Liebkoſungen, die dann
über mich ausgegoſſen worden wären, iſt gar nicht auszudenken.

Oeffentliche Fürſorge für ſprachgebrechliche Kinder.
Heute, Montag, den 31. Januar, findet die Reuan-

meldung der Schüler für die halliſchen Schulen ſtatt. Damit iſt
die Feſtſtellung der ſprachgebrechlichen Kinder verbunden, an die
ſich am nächſten Mittwoch deren Unterſuchung durch Schularzt
und Sprachheillehrer ſchließt.

Was ſind ſprachgebrechliche Kinder? Das ſind ſolche, die
nicht fließend oder w. die nicht lautrichtig orechen önnen.
Wenn ein Kind ſtatt „Tannenbaum“ ſagt „T T T Tannenbaum“
oder wenn es nach längerem krampfhaften Preſſen der Zungen-
pitze gegen die Zähne endlich herausplatzt: Zannenbaum, ſo
tottert es. Sagen aber andere ſtatt „Kopf“ „Topf“, ſtatt „Kind“
„Tind“, ſtatt „Reiter“ „Neiter“ oder „Leiter“, ſtatt „wiſſen“
„wiſchen“, ſo ſind das Stammler. Es gibt auch ſolche Kinder,
die wegen fehlerhafter Gaumen- oder Naſenbildung unrichtig
ſprechen. Einige ſprechen in unrichtiger Satzſtellung, z. B. Jch
u gehe ich neuen Torniſter habe. Alle dieſe und manche
andere Störung, die hier nicht angedeutet werden kann, muß von
der anmeldenden Mutter dem aufnehmenden Lehrer gegenüber
zur Sprache gebracht werden.

Warum das? Dieſe Kinder, die in vielen Fällen ſo gut
lernen wie richtig ſprechende Kinder, ſtehen doch in Gefahr, gleich
im erſten Schuljahre hinter den normalen zurückzubleiben. Denn
ſprachliche Mängel hindern leicht die geiſtige Entwickelung. Drum
müſſen ſolche Kinder in beſonderer Weiſe unterrichtet werden.

Viele Eltern haben einen der leitenden „Direktoren“ irgend
eines „Sprachheilinſtitutes“, der ſich einige Wochen lang in irgend
einem hiefigen Gaſthauſe einquartiert hatte, befragt und für ihr
ſprachgebrechliches Kind Heilbehandlung erbeten. Das hat wohl
viel Geld getoſtet, aber manche haben entweder keine, oder dochkeine dauernde Hilfe gefunden. Andere Eltern haben dazu die
Mittel nicht gehabt und haben müſſen werden laſſen, was werden
wollte. Mit vieler Mühe, unter ſchwerem ſeeliſchen Druck nur,
häufig nach nochmaligem Sitzenbleiben haben ſich ſolche Kinder
durch die 8 Schuljahre hindurchgequält. Denn in rvollen
Klaſſen iſt kein Lehrer imſtande, ihnen beſondere Hilfe angedeihen
zu laſſen. Und wenn ſie dann einen Beruf erwählen wollten,
nahm man ſie nur ungern in die Lehre oder in ein Geſchäft.
Denn ſie konnten ſich ja nur ſchwer verſtändigen. Für wohl-
habende Eltern beſtand allerdings die Möglichkeit, ſolche Kinder
in teure Sprachheilanſtalten unterzu bringen. Der großen Menge
war aber damit nicht geholfen.

Hier mußte die Gemeinde helfend eingreifen. Seit dem
Jahre 1910 haben wir hier Svprachheilklaſſen, die ſich nach der zu
Oſtern beſchloſſenen Errichtung einer ſiebenten Klaſſe über die
ganze Stadt verteilen. Für den Süden ar in der Johannes-

u le eine achte und eine ſiebente Klaſſe eingerichtet, ebenſo für
en Norden in der Kloſterſchule. Um den Kindern des 1. ul

jahr:s aus Cröllwitz, Trotha und Giebichenſtein die weiten Schul
wege zu kürzen, wird Oſtern in der Giebichenſteinſchule
eine neue achte Klaſſe eröffnet. Für die Stadtmitte befindet ſich
eine achte Klaſſe in der alten Volksſchule. Auch die ſechſte Klaſſe
für das 3. Schuljahr iſt dort untergebracht. So iſt's allen Kin
dern möglich, dieſe Schuleinrichtung zu beſuchen. Wer von ihnen

vie Stellung der mediziniſchen Wiſſenſchaft zur Frage

der Abtreibung.
Zu dieſem Thema ſprachen, wie wir bereits berichtefen, am

Freitag abend in zwei öffentlichen Verſammlungen die Herren
Kervenarzt Anton, Phyſtologe Abderhalden und Frauen-
arzt SelIheim.

Als erſter Redner ſprach in der Turnhalle Prof. Anton. Er
behandelte beſonders eingehend das innige Zuſammengehörigketts-
gzefühl der Mutter mit dem werdenden Weſen, um zu zeigen, welch
ſchwerer Schaden für den Körper und die Pſyche derſelben es be
deutet, wenn auf gewaltſamen Wege das keimende Leben beſeitigt
wird. Die herrſchende große Furcht vor der Mutterſchaft erklärte
er zum Teil als eine nervöſe Jeiterſcheinung. Um dieſe Angſt zu
bekämpfen, muß Schutz und Hilfe für die Mutter be-
teits in der Frühſchwangerſchaft gefordert werden.
Der Rückgang der Geburten iſt erſchreckend groß. Die Zahlen, die
der Vortragende über die kriminellen Abtreidungen erwähnte,
laſſen erkennen, wie groß die Schädigung der Volksgeſundheit da
durch geworden iſt. Ebenfalls hat ſich die Zahl der Fehlgeburten
Fewaltig geſteigert. Aus dieſen Beobachtungen kommt der Red-
er zu dem Schluß, daß es unſere künftige Aufgabe ſein muß: Er-
haltung des keimenden Lebems, nicht aber Vernichtung desſelben.

Prof. Abderhalden ging von den beiden Anträgen aus,
welche zu der Frage der ſtrafloſen Abtreibung im Reichstage ein
gebracht wurden. Der erſte will der Mutter das alleinige Ver
ſügungsrecht über das werdende Weſen zugeſtehen, während der
zweite (von Mitgliedern unſerer Partei geſtellte Antrag, die Red.)
die Abtreibung nur in den erſten drei Monaten nach erfolgter

pfängnis ſtraffrri erklärt wiſſen will. Der Vortragende ſtellt
dazu zwei Fragen: 1. Darf die Mutter mit ihrem Kinde machen
wollen was ſie will? und 2. Jſt die Beſeitigung des Keimes ſchäd
lich? Zu 1. führt er aus, daß der werdende Menſch ſchon am erſten
Tage an ein ſelbſtändiger Organismus iſt: mit eigenem Kreislauf
des Slutes. Deshalb darf der Mutter nicht das alleinige Be
kimmungsrecht zugeſtanden werden. Zu der age bo
t er, daß die Schäden der Abtreibung viel größer ſind, als die
meiſten Menſchen ahnen.

Die Amwandlung im weiblichen Qoanlemus AKteem. eſen

Augenblick an, wo die Frau empfangen hat, eine ſo tiefgehende,
daß man förmlich von einer phyſiſchen und pſychiſchen Revolution
ſprechen kann. Wird dieſe nun gewaltſam unterbrochen. ſo ſind in
den meiſten Fällen ſchwere Störungen des förperlichen und Emp-
findungslebens der Frau unausbleiblich. Die Geſellſchaft hat der
werdenden Mutter gegenüber eine ungeheure Verantwortung.
Schon vom erſten Tage ſollten Schwangere in jeder Weiſe von der
ſozialen Fürſorge bevorzugt werden. Verhältniſſe
müſſen ſo umgeſtaltet werden, daß Kinder gar
keine Laſt mehr bedenten. Van beſonderem Jntereſſe
iſt es noch, was Prof. Abderhalden über die jetzige Lohn und Ge-
haltszahlungsmethoden ſagte. Er kritiſierte, daß junge Männer,
die eine Familie gründen, weniger an Gehalt bekommen als die
älteren. Denn jene brauchen viel nehr zur Ausgeſtaltung ihres
Familienlebens als dieſe.

Prof. Se l Ihe im ſprach als letzter Redner im gleichen Sinne
wie die vorangegangenen. Auch er iſt ein entſchiedener Gegner
jeder Abtreibung, ſofern ſie nicht zum Schutze der Mutter in den
wenigen krankhaften Fällen vorgenommen werden muß. Als
Frauenarzt hatte er Gelegenheit in ſeiner Praxis die Beobach
tung zu machen, daß die Frauen nach erfolgter heimlicher Abtrei
bung meiſt von ſchweren und angwierigen Krankheiten heimgeſucht
wurden.

Ueber die Frage für oder gegen die ſtraffrete Abtreibung iſt in
Deutſchland in ketzter Zeit deshalb öffentlich ſo ſtark diskutiert
worden, weil, wie bereits erwähnt, im Reichstage zwei Anträge
dozu eingereicht worden ſind. Mitglieder der ſozigldemo-
kratiſchen Reichstagsfraktion haben den Jnitiakiv-
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antrag geſtellt die künſtliche Unterbrechung der Schwangerſchaft
für ſtraflos zu erklären, wenn ſie von der Schwangeren ſelbſt oder
mit ihrer Einwilligung von einem approbierten Arzt in
den erſten drei Monaten der Schwangerſchaft vor-
genommen wird. Mit Recht hat auch Prof. Abderhalden an
erkannt, daß der Antrag nicht leichtftnnigerweiſe geſtellt wurde,
ondern aus einer beſtimmten ſogiglen Auffaſſung heran. Die

ntragſteller ſind vorerſt entſchieden dagegen, daß der Geburts
zwang irgendwelchen imperialiſtiſchen Motiven zuliebe aufrecht-

erhalten werden joll. Die Frauen der arbeitenden Klaſſen werden der Abtreibung ihr Opfer um Geſundheit und Leben

ſich bedanken, in Zukunft deshalb Kindern das Leben zu ſchenken,
damit ſie als Kanonenfutter für einen ſpäteren Rachekrieg ver
wendet werden können. Nach dieſer Hinſicht wird alſo eine Dis
kuſſion über die Frage des Geburtszwanges von der Saozialdemo-
kratie vollſtändig verworfen. Etwas anderes iſt es mit dem
Schutz, welcher für die Schwangeren, ſowie für ihre Leibesfrucht
verlangt wird. Man wird darüber ſtreiten können ob dieſer Schutz
vorhanden iſt, wenn weiterhin die jetzigen Strafparagraphen auf-
rechterhalten bleiben und jährlich tauſende Frauen in die Hände
der Kurpfuſcher kommen. Es iſt doch wirklich nicht nur Nervöſität,
wenn gegenwärtig die Angſt vor dem Kinde einen ſolchen Umfang
angenommen hat. Der Grund wird vielmehr in den jetzigen
Lebens und nicht zuletzt in den Wohnumgsverhältniſſen liegen.
Dazu kommt die Unmöglichkeit für viele Tauſende, in der heutigen
ſozialen Lage eine Ehe einzugehen. So hoch der Ruf nach einer
beſſeren Erziehung zur Ethik und Moragl auch bewertet und nach
drücklich unterſtützt werden muß, damit allein wird das Problein
nicht gelöſt. Es iſt letzten Endes wohl auch ethiſcher, wenn weniger
Kinder gut als viele ſchlecht, erzogen werden. Trotz allen
guten Mahnungen an die Geſellſchaft wie ſie auch von den drei
Vortragenden erhoben wurden für die Mutter ſolche Verhält
niſſe zu ſchaffen, daß ſie ihr Kind mit Freuden erwarten und
rflegen kann, wird man ſich bei der heutigen kapitaliſtiſchen Geſell
ſchaftsordnung keiner Hoffnung auf irgendeine grundlegende Re-
form in dieſem Gebiete hingeben hrauchen. Mit dem Mutterſchutz
iſt es auch nicht nur getan, ſondern es muß damit eine Beſſerung
der geſamten Lebensverhältniſſe für die breite Maſſe Hand in
Hand gehen.

Durch all dieſe Darlegungen iſt natürlich noch lange nicht das
Gebiet erſchöpfend behandelt. Unſere Vertreter werden bei den
Verhandlungen in der Kommiſſion eine lange Reihe guter Gründe
für ihren Antrag anführen. Wir regiſtrieren noch das, was de
Sozialdemokrat Prof. Dr. Radhruch. M. d. R., zu dieſer Frage
jagt: „Die Strafbeſtinrmung gegen die Abtreidung hat unfäglichesUnglie über zahlloſe Frauen gebracht, ſir hat ſte Betrügern

in die Arme getrieden, die ihnen für tenres Geld unwirkſame Ab
treibungsmittel verkanfen; Erpreſſern, die dutch Drohung mit
Strafamelge die der Abtreibung ſchuldige Frau ganz in ihrer Ge-
walt haben; Kurpfuſchern, welche durch kunſtwidrige Vornahme



ſebr weite Wege hat, erhelt wayrmarken zu freier Fahrt auf der
Stra uie S rachheilklaſſen ſind der Leitung des Hilfsſchulrektors
unt erſtellt. Und viele Leute bezeichnen die Sprachheilklaſſen als
Hilfsſchulklaſſen. Wenn auch richtig iſt, daß ein hoher Prozent-
ſatz der Schüler mit Sprach geiſtig ſchwächer entwickelt
iſt als gut ſprechende Kinder, ſo iſt doch mit erfreulicher Deut
lichkeit feſtzuſtellen, daß die allermeiſten dieſer Kinder nach mit-unter d einjährigem Beſuche dieſer Klaſſen von ihrem Sprach-

übel geheilt einer Normalktlaſſe überwieſen werden können, wo
ſie dann ohne Hemmnis mit fortſchreiten. Das iſt alſo doch etwas
anderes als Hilfeſchule in dem Sinne von Schwachbegabten-
Schule. Drum ſcheue kein Vater, keine Mutter davor zurück, das
ſtammelnde odes ſtotternde Kind gleich bei der Anmeldung als
lches zu kennzeichnen. Unterbleibt das, ſo findet der Lehrer der
Rormallklaſſe das Kind doch heraus und es landet leider erſt
mit menatelanger Verſpärung auch in der Sprachheilklaſſe.

Alle Eltern, die bisher den Sprachheilklaſſen Kinder anver-
trauen miußten, haben deren ſegensreiche Wirkung erkannt und
ind der Stadtverwaltung dankbar, daß hier eine ſo helfende
Schuleinrichtung deſieht. F. S.

Volkshochſchule Halle. Bei genügender Beteiligung wird ein
rarallelturſus über „klaſſiſcheundmoderne Balladen“
n Lektor Dr. Wittſack eingerichtet, der Mittwochs von

bis 19 Uhr abends ſtattfindet. Kartenverkauf im Büro der
Schulverwaltung, Rathausſtraße 4 I, Zimmer 7. Dienſtſtunden von

dis 4 Uhr. Ferner werden noch Karten für folgende Vorträge
bgegeben: Grundlehren der Hygiene, Dienstags von
dis 10 Uhr abends, Beginn am 1. Februar 1921; Praktiſche

Elektrotechnik und ihre Nutzanwendung, Wer
lungen des elektrotechniſchen Stromes mit beſonderer Berückſich-
Aaung der Anwendung auf Meßinſtrumente und Meßmethoden,
Donneretags von s bis 10 Uhr abends, Beginn am 3. Februar 1921.

Reichshund der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen.,
Dienstiag, den 1. Febr, abends 8 Uhr, in Wilsdorf „Geſell-
chaftshaus“, gemeinſame Verſammlung, Vortrag über: Steuer-
zrleichte rungen für Kriegsbeſchädigte und
Sinterbliebene (Kamerad Fiedler). Auch ſonſt noch wich-
iige Tagesordnung.

Ruſſiſches Ballett Jnjia Zarifah im Thaliaſaal. Von
dieſem Ballett und ſeinem Stern Jnjia Zarifah wird jeder
Seſucher des geſtrigen Abends einen tiefen bleibenden Eindruck
mitgenommen haben. Das war beſte Tanzkunſt. Sämtliche Dar-
bietungen gingen ſoweit über den Rahmen des in der letzten Zeit
gier gebotenen hinaus, daß die Kritik getroſt zuhauſe bleiben kann.
In glücklichſter Weiſe vereinigten ſich Tanz, Koſtüme und Muſik
n einer lünſtleriſchen Größe. Unnötig zu ſagen, daß die Ein-

ſtudierung der Tänze die feinſinnigſte Leitung verrieten. Der Bei-
ſoll war nach allen Tänzen groß; er ſteigerte ſich zum Sturm als
die ruſſiſchen Volkstänze in ihrer ganzen Wildheit und freude-
unkenen Ausgelaſſenheit unter der meſſterlichen Begleitung des
Balalarka-Orcheſters über die Bühne brauſten. Dieſer Kunſt ſind
ausverkaufte Häuſer zu wünſchen.

Stadttheater. Heute, Montag, Anfang 7 Uhr, geht Richard
Wagners „Tannhänſer“ in Szene. Dienstag, abends 778 Übr,
„Der Freiſchütz“'. Mittwoch Penſion Schöller“. Donnerstag
„Rartha“. Freitag „Komteſſe Guckerl'. Jn dem am Sonnabend
bend unter Leitung von Prof. Dr. Hans Pfitzner ſtattfindenden
Sifonie- Konzert gelangen zum Vortrag Ouvertüre Genoveva und
VedurSinfonie von Schumann Konzert Ddur für Violine mit
Orcheſter von Seethoven. Soliſt: Francis E. Aranyi. Sonntag
nachmittag wird Pfitzners Spieloper „Das Chriſtelflein“ gegeben,
abends „Tiefland“.

Gaſtſpiel des ruſſiſchen Balletts Jnjiag Zarifah im Thalig-
Theater. Das ruſſiſche Ballett Jnjia Jarifah, das geſtern einen
vollen Erfolg auf der ganzen Linie erzielte, gaſtiert heute, Moniag
und morgen, Dienstag, abends 72 Uhr, zum letzten Male im
ThakiaTheater. Karten ſind noch zu haben an der Kaſſe des
Stadttheaters ſowie an der Abendkaſſe im Thalia-Theater.

ApolloTheater. Ein ganz beſonders intereſſanter Abend ſteht
unſerem Operettenpublikum für Mittwoch, den 2. Februar
mit der Erſtanfführung der neueſten Götzeſchen Operette „Die
Spitzenkönigin“ bevor. Dem bekannten, durch ſeine Ope-
rette „Jhre Hoheit die Tänzerin“ beſtens akkredi
erten Komponiſten dürfte mit ſeinem neuen Werke ein großer
Purf gelungen ſein. Es ſind unſere erſten Kräfte (Elſe Jnera,
Fanszy Köbe, Theo Lucas, Kurt Diſſen, Franz
Menar uſw.) hevortretend beſchäftigt. Dazu hat Direktor
Steinert für eine in allen Teilen neue, glänzende Ausſtattung
geſorgt, ſo daß auch der äußere Rahmen ſicher zum Erfolge bei
tragen dürfte. Es ſei deshalb auf die Erſtaufführung am
Mittwoch und die weiteren Wiederholungen aufmerkſam ge
macht.

Jrn Bruno Heddrichs Kon torium gab die 215. Muſikauf-
hrung 37 Schülern aller Klaſſen Gelegenheit zum öffentlichen
Vorſpielen und Singen. Die Lehrer konntän zugleich die errun-
nen Reſultate darlegen. Alle Leitungen zeigten eine längſt be

währte einige, feſte Grundlage; Haltung, Anſchlag, Rhythmus ver
nigie ſich bei den Pianiſten: geregelte Atmung, Anſatz und
Stimmung nach den Textworten bei den Sängern; Haltung.
Bogentechnik und Tonſinn bei den Geigern zu guten Taren. Zur

ſang der Chor tonſchön und begeiſtert dasſchluß des Abends
Weihnachtslied „Gloriag“ von Rochſich.
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Provinz und Umgegend

Bierſeburg. Aenderung der Gebührenordnung
ir das ſtädt. Krankenhaus. Der Magiſtrat ſchreibt:
Kit Wirkung vom 1. Februar 1921 a betragen die Sätze für Kur
nd Verpflegung: A. für Einwohner der Stadt Merſeburg a) für
Erwachſene in der Verpflegunastlaſſe III 18,75 Mk., II 27,50 Mk.
i 37,50 Mk. für Kinder unter 14 Jahren, ſofern ſie in Beglei
ung Erwachſener aufgenommen werden in der Verpflegungsklaſſe
II 12,50 Mk II 18,75 Mt. I 25 Mk. c) für in der Anſtalt ge-
borene Kinder, folange ſie mit der Mutter zuſammen verpflegt

rden in der Verpflegungsklaſſe III 5 Mk., II 7,50 Mk., I 10 Mf.
für Auswärtige a) für Erwachſene in der Verpflegungsklaſſe

I 2259 Mk., II 33,75 Mk., I 45 Mk. für Kinder unter 14 Jah-
fern ſie in Begleitung Erwachſener aufgenommen werden

ter Verpflegungsklaſfe TII 17,50 Mk., T 26.25 Mk., I 35 Mk.
für in der Anſtalt geborene Kinder, ſolange ſie mit der Mutter
mmenverpflegt werden in der Verpflegungsklaſſe III 7.50 M.
II 10 Mei., J 12,50 Mk. Vom gleichen Zeitpunkt ab wird auf die
eßt gültigen Sätze und in Rechnung geſtellten Leiſtungen ein
Teurrungszuſchlag von 25 Prozent erhoben.

Schlettau. Hausſuchung. Am Sonnabend iſt beim Berg-
irbeiter Graf und dem Arbeiter Wilh. Rudloff gehausſucht wor
en, weil öfters auf Bah Schlettau Eiſe nwagen geöffnet
Zörden ſind. Es iſt eine e Rohzucker, Nudeln, Läuferſtoffe
nd Preßtücher 31 worden. e an J u bei
en en geweſen, wenn s und die eimpfen galt. GWeißenfels. Has hieſtge Tageblatt als Zand-
anger der Reaktion. Ein verſteckter Angriff

uf unſern Genoſſen Hörſting. Wiederum bringt das
Weißhenfelſer Kreisblatt eine Rotiz, welche ſie mit innerkichem

Wohlbehagen und Zuſtimmung fhren Leſern unterbreitet. Die
deutſchnationalen Helden Thüringens und Verbände Halle-Merſe-
hurg haben eine Entſchließung angrnommen, wonach bei der Re
gierung beantragt werden ſoll, die Abſetzung reſpektip eine wirk
liche Maßregelung unſeres Genoſſen Hörſing vorzunehmen.
Warum? Weil der Genoſſe Hörſing am 16. Januar d. J. in einer
ſozialdemokratiſchen Wahlverſammlung mit Recht geſagt hat
haben ſoll zu den Beamten: „Es iſt keine Schande Sozialdemo-
krat zu ſein, aber eine Schando Deutſchnational zu ſein.“ Dieſe
notoriſchen Verbrecher an der Vergangenheit, ſpielen die gekränkte
Leberwurſt und die Beleidigten. Die Wahrheit iſt dieſen Leuten
ſchmerzhaft. Oh, dieſe elende Jeſuitenmorall Was hat dieſe
Geſellſchaft in ihrer Vergangenheit und Gegenwart nicht alles auf
dem Kerbholz? Wie hat ſie mit den ſchäbigſten Mitteln und
Lügen, die das Gemeinſte ühertrifft, gegen unſere Partei und ihre
geiſtigen Führer nicht alles mit Schmutz und Kot beworfen ge
ardeitet? Unſägliche Leiden haben unſere Anhänger erdulden
müſſen, und jetzt können ſie die Wahrheit nicht vertragen. Sie
erheben immer frecher ihr Haupt, ſie, die bei dem Zuſammenbruch
am 9. November 1918 ins Mauſeloch gekrochen waren, und zu
dieſen würdigen Exemplaren reihwſich das hieſige Tageblatt, macht
Kotau vor den Spießbürgern, will wieder gut machen, was ſie bei
Ausruch der Amwälzung ſchien es mannhaft pertrat. Es
geht nichts über eine vortreffliche Komödienrolle. Es ſind Heuch-
ler in Schafspelzen.

Naumburg. Stadtverordnetenſitzung. Ueber die
Steuerfragen in der Stadt gab es in der letzten Stadtverordneten
ſitzung eine eingehende Ausſprache. Die Beſteuerung des ſteuer-
freien Einkommens wurde durch entſprechende Anträge von unſerer
Seite gemildert. Bemerkenswert iſt dabei, daß die Reukommuniſten
noch nicht ihre freigewordenen Stadtverordnetenſitze beſetzt haben.
Natürlich fehlen auch die Vertreter dann in den Kommiſſionen.
Das Stadtratsmandat iſt auch nicht beſetzt werden. Es iſt geradezu
ein unerhörtes Vergehen gegen die Arbeiterſchaft, daß dieſe ihre
Mandate nicht ausüben. Den Mehrheitsſozialiſten überlaſſen ſie
den Kampf und fie üben Kritik eine ſaubere Logik. Eine
erregte Auseinanderſehung gab es bei der Frage des Wohnungs-
amtes. Die Blockparteien (Deutſchn. Vollspartei, Deutſche Volks
pärtei und Demokraten) ausſchließlich Dr. Ehrhardt haben die
Frage für die nächſte Sitzung verſchoben alſo Verſchleppung.
Jn der Mitgliederverfſamlung, am Montag, den 31. Januar, abends
7* Uhr, im Schützenhaus wird Bericht erſtattet von unſerer Frak-
tion. Das Erſcheinen aller Genoſſinnen und Genoſſen iſt erfor
derlich.

Naumburg. Aus der Parteibewegung. An die Ge-
noſſinnen wird die Bitte gerichtet, für die am Mittwoch, den
9. Februar, abends 712 Ahr im Saale des Schützenhauſes ſtatt-
findeſnde Frauenverſammlung ganz beſonders rege zu werben. Es
ſpricht die Genoſſin Jlka Schütze (Berlin). Nähere Beſprechung
in der Mitgliederverſammlung, heute, Montag, den 31. Januar
abends 7 Uhr im „Schützenhaus“. Beſonders die Genoſſinnen
wollen erſcheinen.

Schönfeld b. Artern. Um den guten Erfolg für die „Volks-
ſtimme“ während der Roten Woche hier auszubauen, findet Sonn
abend abend, 8 Uhr. eine Verſammlung unſeres Ortsvereins ſtatt,
für welche der Genoſſe Lindner (Ringleben) das Referat über-
nemmen hat. Sämtliche Leſer der „Volksſtimme“ und die Partei
mitglieder müſſen zu dieſer Verſammlung erſcheinen und Gäſte
mitbringent.

Delizſch. Kreistagswahl. Die von unſerer Partei-
organiſation aufgeſtellte Kandidatenliſte zum Kreistag hat folgen
den Wortlaut: Hugo Alpers, Schriftſetzer und Kreistagsabg.,
Delitzſch, Paul Neupert, Schuhmachermſtr., Eilenburg, Heinrich
Bierwirth, Landarbeiter, Döbernitz, Wilhelm Dießner, Maurer,
Löbnitz, Paul Eitner, Tiſchler, Eilenburg, Guſtav Graf, Poſt
ſchaffner, Schenkenberg, Adolf Mertens, Schloſſer, Delitzſch, Wilh.
Kunze, Hofmeiſter, Döbernitz, Georg Specht, Wachtmeiſter, Eilen-
burg, Hermann Klunkert, Krankenkaſſenangeſtellter, Delitzſch,
Marie Bierwirth, Landarbeiterin, Döbernitz, Adolf Münzer,
Geſchäftsführer, Delitzſch, Emma Dumont, Ehefrau, Deittzſch,
Louis Elbe, Landarbeiter, Döbernitz, Otto Winter, Rangierer,
Eilenburg, Georg Hufnagel, Schuhmacher, Delitzch, Richard
Pezelly. Buchdrucker, Eilenburg, Franz Sachſe, Dachdecker, Delitzſch,
Dtto Grehl, Lichtwärter, Eilenburg, Karl Dumont, Malet,
Delitzſch, Johann Sureck, Kutſcher Döbernitz, Richard Hoffmeyer,
Schloſſer, Delitzſch, Franz Struenſee, Schloſſer, Delitzſch, Edmund
Zubanski, Wagenaufſeher, Eilenburg, Woldemar Auerbach,
Materialienverwalter, Delitzſch, Otto Küſter, Arbeiter, Delitzſch.
Wnd nun, Parteigenoſſen, auf zur Wahlarbeit! Freiwillige Mel
dungen hierzu werden vom Vorſitzenden jederzeit entgegen
genommen!

Eisleben. von Kardorff. der bekannte freikonſervative
Politiker ſprach vor einigen Tagen in unſerer Stadt. Sein Auf
treten hat ſich gegen einſt als er im erſten Jahrzehnt dieſes
Jahrhunderts ebenfalls hier ſprach weſentlich verändert, und ſo
ließ er diesmal ſeine lieblichen Rattenfängerſchalmeien in das
Bürgertum ertlingen, das ihm bereits faſziniert vom „großen
Elan ſeiner Jdee“ „begeiſtert“ zujauchztel Darunter waren
immerhin viele, von denen dieſes gewiſſermaßen als etwas um
begreiflich angeſehen werden muß, wenn es nicht auf mangelndes
logiſches Denken ſchlußfolgern ließ. Und darin legt, nicht in
Kardorffs Ausführungen, die Stärke ſeiner Jdee! Jhm trat der
unvermeidliche, unabhängige Stadtverordnete Glaubrecht entgegen,
doch war er den Schlichen und Kniffen des ausgekochten Parla-
mentariers nicht gewachſen, wie überhaupt eine Diskuſſion vor
olcher Verſammlung die reine Siſyphusarbeit bedeutet. Zulegtt
ſtimmten die anweſenden Kommuniſten als Demonſtration die
„Jnternationale“ an, die dann im damit hervorgerufenen Lied
„Deutſchland, Deutſchland äber alles“ unterging. Die Verſamm-
lung hat immerhin beiſpielgebend der Arbeiterklaſſe gezeigt, daß
in der Einheit die Kraft liegt. Zumindeſt aber bedeutet, daß
gegenſettige vergiftende Zerfleiſcherei kein Aufſtieg für die ſozia
liſtiſch denkende und fühlende Maſſe bedeutet.

Kelbra. Mitglieder-Verſammlung. Am Mitt-
woch abend fand im Vereinslokal „Zur Schenke“ eine Verſamm-
lung unſerer Parteigenoſſen ſtatt. Gen. Heſſe berichtete über
die am 16. Januar in Sangerhauſen ſtattgefundene Unterbezirks-

konferenz. Mit den Ausführungen und der dort geleiſteten Arbeit
war die Verſammlung einverſtanden. Dann wurde weiter über

die bevorſtehenden Wahlen verhandelt. Alle Einzelheiten, be
treffs einer kräftigen Agitation, wurden in Erwägung gezogen
und gründlich Die Parteigenoſſen werden alles
dranſetzen um den Sozialismus mit zum Si

am Sonnta
unſere beiden Genoſſen,

in die Gemeindekirchen
2ertretung gewähle worden.

Sangerhauſen Wählerverſammlung. Am Sonn
tag Prach in einer gut beſuchten Wählerverſammlung der SPD.

An

en für

Beifall lo Mühe.Gen. Gründlich, dann der
der Aufklärung über Stellung zur Bodenreform haben
wollte. und Kommnuniſt Franke
ödete die Verſammlung eine halbe ade mit
kannter Güte an. Hierauf der Effweeder ſeine weltbeglückenden iemlich unglücklich vorbrachte
Ein weiterer Redner bekämpfte und die Kirche gemeinſam
deren Ehre dann der Student Fiedler zu retten verſuchte. Gen
Waentig ging in ſeinem Schlußwort ſoweit als
und Angriffe ein. Die äußerſt harmoniſch verlaufene lun
war ein guter Auftakt zur Wahl, und wir hoffen den Erfolg der
ſelben am 20. Februar buchen zu können.

Rückt de angenſchaft. We
jähriger per natzurückgekehrt. ler Bedemann, hier, Kl. Ritter
traße 28, der 1914 als Sanitäter ins Feld ging und alsbalo in

wie m e dieſe Wahl
nte ſeine

Gefangenſchaft et. n einmal hatte er in letzter Zeit ver
ſucht, aus Rußland zu fliehen, wurde aber damals zurücktrane.
rortiert.

Zörbig. Preiserhöhung für elektriſches Licht
Die hieſigen Gas- und Elektrizitätswerke machen bekannt, daß die
Strompreiſe für elektriſches Licht vom 1. Februar ab auf 3,60 M.
die Kilowattſtunde erhöht werden. Vom gleichen Zeitpunkt ad
werden Kraftſtrompreis auf 1,80 Mk. erhöht.

Bitterfeld. Volkshochſchule. Am Dienstag, den
1. d 1921, beginnen im Gebäude des Lyzeums die fü
Februar und März in Ausſicht genommenen Vorleſungen
und Uebungen: Dienstag, 6—-348 Uhr im Phyſikzimmer
Studienrat Dr. Seyfert): Entwicklung der Erde und de

nſchengeſchlechts mit Projektionsbildern; Mittwoch, G hi
*88 Uhr im Zeichenſaal der Mackenſenſchule (Lehrer P
Aus Goethes Leben und Dichtungen; Mittwoch. 6—-48 U
im Phyſikzimmer (Chemiker Dr. Münzing): Elektrochemie,
Donnerstag, 6—-358 Uhr im Phyſikzimmer (Studienrat Dol
tor Klotz): Das Meer und ſeine Bewohner; Donnerstag
6--358 Uhr im Zeichenſaal der Mackenſenſchule Lehrer
Brachwitz): Wie lerne ich ein gutes Deutſch (Uebungen in
Rechtſchreiben und r Sonnabend, 8—9 Uhr
im Zeichenſaal der Mackenſenſchule (Kreisarzt Dr. Doepnerſ.
Gefundheitepflege des Säuglings- und Kleinkindes. Die Ein
löſung der Hörerkarten erfolgt gegen Zahlung von 8 M
für jede Vorleſung von Sonnabend, dem 29. d. Mts., von
8--1 und 3--5 Uhr in dem Rathauſe Zimmer Nr. 8. Mit
Rückſicht auf die ſchwache Beteiligung können einige Vor
leſungen nicht ſtattfinden, wenn ſich dazu nicht en
Teilnehmer melden. Wir bitten deshalb alle Einwohner
der Stadt und des Kreiſes, ſich recht w zu den he
treffenden Vorleſungen einzufinden und noch nachträglig
pon der Ein Gebrauch zu machen, eingedenk deWortes: Wien iſt Macht.“

Dre Für Politik, Parteinachrichten und Gewertkſchaftliches Pan
TDäumel; „Aus dem Stadtkreis* und Femllewn Willi Lanztkez h
Prov e nz und den übrigen redaktionellen Teil K. Garde für die Jnſereat
Wilhelm Herzig i ſämtliche in Halle. Drnuch und Verlag der Volksſtimm

G. m. b. H. zu Halle, Gr. Ulrichſtr. 27.

LebensmittelKalender.
r r

betr. Ausgabe von Mehl aus Auslandsweizen.
Jn der Zeit vom 1. bis 15. Februar 1921 werden in den Mehl

verkaufsläden (Bäckereien onſumvereinen, Mehleinhandels
ſtellen) auf Nr. 582 des Warenbezugsſcheines Nr. 32 600 Gramm
zu 75 Prozent ausgemahlenes Weizenmehl verabfolgt. Der Prei
ür 100 Gramm beträgt 1,04 Mark.

Die Abgabe des Mehles für Anſtalten uſw. erfolgt auf Grund
im Kriegsbrotausſchußbureau ausgeſtellter gsſcheine.

Die Verkaufsſtellen haben die geſammelten renbezugs
marken und Bezugsſcheine bis zum 19. Februar 1921 an die Brot
markenannahmeſtelle (Roter Turm) abzuliefern.

Zuckerſcheine. Jn Ergänzung der Vekanntmachung vom 28.1
wird darauf hingewieſen, daß nur die 25Kg.-Zuckerſcheine mit
braunem Untergrund mit dem 1. Februar ihre Gültigkei
verlieren.

Etädtiſcher Verkauf in der Talamtſchule am Dienstag, den
1. Februar gegen Vorlage der Lebensmittelſcheine an die Jnhabet
der Nummern 9001 bis 13 500 vormittags von 8 bis 12 Uhr und
13 501 bis 18 000 nachmittags von 2 bis 6 Uhr. An jede Perſor
aller Haushalte werden abgegeben: gelbe ViktoriaErbſen P
1, Mk., eine Doſe Malzextrakt 3,50 Mk., Rindertalg Pfd.Mk. Markenfrei werden außerdem noch die bereits bekannt
gegebenen Artikel verkauft.

Der Verkauf von Quark erfolgt am Dienstag, den 1. Februai
auf den Abſchnitt 49 für die eingetragenen Kunden bei den Milch
händlern Hentze, Zenkerſtr. 6, Turley, Mansfelder Str. 5 und i
der Verkaufsſtelle der Niemberger Molkerei, r
an letzterer Stelle nur von 8 bis 12 Uhr. Auf jeden ritt wir

Pfund zum Preiſe von 1,28 Mark abge eben. Die abgetrenniel
Avſchnitte ſind bis Donnerstag, den 3 Fe r, aözuliefern.

Sonderzuckertarten. Die Ausgabe der Sonderzuckerkarten
den Monat Februar 1921 an Kinder bis zu 2 Jahren findet i
Stadternährungsamt, Marktplatz 22, im Laden (Urlauberabfert
gang vormittags von 9 bis 1255 Uhr ſtatt. Die Ausgabe a
an die empfangsberechtigten Haushalte mit den Anfangsbu
ſtaben A bis D am Dienstag, den 1. Februar, E bis G am Mitt
woch, den 2. Februar, H bis J am Vonnerstag, den 3. Februst
K am Freitag, den 4. Februar, L bis M am Sonnabend, den 5.
bruar, N bis Q am Montag, den 7. Februar, R am Dienstag, derFebruar S an iweg den g. hebruar, T die 9 am a
nerstag, den 10. Februar, W bis itag, den 11. Februei3 anDer Lebensmittel chein und die Geburteurkunde in Frage on
menden Kindes ſind vorzulegen. Es wird varauf hingewieſen
de nur die mit dem Gemeindeſiegel verſehenen Zuckermarken (Cil
tigkeit haben. Die Zuckerkarten ſind in der vorgenannten 2*

olen; eine Rachlieferung findet nicht ſtatt.
Halle den 31. Januar 1921. Der Magiſtrat.

Vereins Anzeiger.
unter dieſer Rubrik erſcheinende Bekanntmachung koſtet pro Zelle

Pfg. Jm Vereinsanzeiger follen alte Veranſtaltungen der geſeligen,
ew ſtlichen u. politiſchen Orgautſationen aus dem Verdreitungsbegirt angekündigt werden.

Mittwoch den 2. Februeh,Wlktenberg, Vez. Halle. Zur n Zigede
zum Wa

9

g in der „Reichspoſt“. Tagesordnung: Vorbereiungen
Wahlkampf Gründung einer Jugendadieilung! Beide Punkt

verpflichten alle Genoſftinnen und Genoſſen zu erſcheinen. Auf

zun Kampf gz Um J Göruar 1031. e 8 uKönnern. e en et e m
lung Anſchttirzend gerrütlicher Behyamm

triftungsfeſtes. Erſcheinen aller Mughedeſeres
en. Prof. Waentig (Halle) üher den kommenden Großwahl.
tag und die politiſche Lage. Gr verſtand es vortrefflich, zu zeigen,
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